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Liebe Leserinnen und Leser. 


pünktlich zum neuen Jahr halter ihr die neue Dezember/ Januar Ausgao- 
be in den Händen. Wie wir bereits in der letzten Ausgabe geschrieben 
haben gehört diese Ausgabe noch zu den 8 Ausgaben aus dem Jahr 
edle, d.h. dass wir zusammen mit dieser Ausgabe im Jahr 2AI3 dann 9 
Ausgaben veröffentlichen werden. 


Den Schwerpunkt bilder dieses Mal das Thema Nazis im Knast. Angeregr 
wurde das Thema durch einige Briefe von Gefangenen, sowie durch 
zunehmendes Interesse auch außerhalb der Gefüngnisse. Bereits im 
Oktober hat dazu auch eine Veranstaltung mit dem Netzwerk Freiheit 
für alle politischen Gefangenen in Wuppertal stattgefunden. Weitere 
werden Folgen. Falls ihr auch daran Interesse haben solltet, dann mel- 
der euch bei uns. 


Fin besonderes Augenmerk möchten wir auf den Artikel zu dem Dury 
Jalloh Prozess lenken. In dem Verfahren wurde der Angeklagte zu 
1a.800 Euro Geldstrafe verurteilt, womit dieses hapirel staarlicherseits 
versucht wurde abzuschließen. Doch ein alternatives Brandschutz- 
gurachten und die alljährliche Demonstrarion am %/. Januar in Dessau 
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Repression in Magdeburg / Demo 
am 23. März 


Gülaferit Unsal zum Artikel über den 
Prozessbeginn gegen sie 


Dury Jalloh - Das war Mord| 


wollen dern entgegenwirken la RASH-Ahtivist Smily im Inrferview 
Inrernarional 
Weiter beginnen bereits jetzt die Planungen Für den 18. März: So wird s . 
es wegen der Repression in Magdeburg und der zahlreichen ande- 1° Georges Ibrahim Abdallah im Inrer- 
ren Verfahren gegen linke Strukturen am Samstag, den £3. März in view 
Magdeburg um 14 Uhr am Hauptbahnhof eine Anfirep-Demo unter dem 
Motto „Linke Politik verteidigen! Fünf Finger sind ne Faust“ startfin- 4 Repression gegen Mapuche 
den. Darüber hinaus soll der 18. März 2BI3 im Zeichen der Vernetzung 
und der Überwindung von ideologischen und politischen Differenzen in IS ll on Lamenisch in S0- 
der Frage der Solidarität stehen. So wird es in diesem Rahmen einen ENeLIPUINDIEENLIGESUNG 
Hongress zur besseren Vernetzung und /usammenarbeif geben. Wenn 16 EU-Migrorionsabwehr auf Kosten 
ihr daran Interesse habt. dann schreibt einfach eine Mail an konfakte@ des arabischen Frühlings 
polifical-prisoners.ner. 
In desem Rahmen wollen wir auch nochmal auf den Aufruf an die Ge- Gefangene 
fangenen auf Seite 19 hinweisen uns eine Kurze Botschaft Für die Demo 
oder Für den Hongress zukommen zu lassen. /.B. über die Nofwendig- /_ Brief von Faruk Ereren 
keit der Überwindung von ideologischen Differenzen - gerade in der 
Frage der Solidarität 18 Briefe von Tommy Tank und Mark Alt- 
meyer 
/um Abschluss freuen wir uns euch in dieser Ausgabe eines der sel- m 
R Ki Feuilleron 
tenen Interviews mit Georges Ibrahim Abdallah präsentieren zu Können. 
oo 19 Rezension zu 
Auf ein revolufionäres 2AI3! .Die Solidarität organisieren“ 
Redakrfion 19 Rezension Zu 


PS.: Tommy ist Ende Dezember in die JVA Dresden verlegt worden. Seine 
Adresse: Tommy Tank, JVA Dresden, Hammerweg 38, 9ll£7 Dresden 


e-mail: redakfion@gefangenen.info 


„Tod in der Ballnachr“ 


homepage: www.gefangenen info 
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Bericht vom bundesweiten dezentralen Aktionstag 


gegen Repression am 08. . Dezembe er 


Anlässlich eines bundesweiten dezentralen Aktionsta- 
ges gegen Repression am 8. Dezember fanden in mehre- 
ren Städten, wie u.a. in Berlin, Dresden, Hamburg, Mag- 
deburg und Stuttgart verschiedene Veranstaltungen 
und Kundgebungen statt. 


Bereits vor dem 8. Dezember gab es dazu einen Beitrag von Radio 
Flora und einen Bericht im „Neuen Deutschland“. 

Aufmerksam gemacht wurde am Aktionstag besonders auf die 
Bandbreite von Repression, wie zum Beispiel gegen Asylsuchende 
und Menschen, die aufgrund kapitalistischer Zustände hier unter 
unwürdigen Bedingungen leben müssen und sich dagegen weh- 
ren, sowie auf die Situation von AktivistInnen, welche, wie aktuell 
Gülaferit Unsal in Berlin, Ali Ishan Kitay in Hamburg oder Sonja 
Suder und Christian Gauger in Frankfurt aufgrund ihres politisch 
aktiven Handelns verfolgt und bis auf Christian im Moment alle ein- 

gesperrt sind. 


In einigen 
Städten WUur- 
den bereits in 
den Tagen zu- 
vor zahlreiche 
Transparente zu 
diesen Themen 
aufgehängt. So 
thematisierten 
z.B. in Stuttgart 
zwei Transpa- 
rente die zu- 
nehmende Re- 
pression gegen 
Linke. \WWeitere 
beschäftigten sich mit der Unterdrückung, mit welcher wir tagtäg- 
lich konfrontiert sind. 


Knastspaziergang in Stheesselultstn 


Im Infoladen Stuttgart-Ost gab es am Vorabend des 8. Dezember 
ein gemeinschaftliches Briefeschreiben an politische und wider- 
ständige Gefangene. 


Am Aktionstag selbst fand am Mittag in Berlin eine Kundgebung ge- 
gen die Kriminalisierung von SchwarzfahrerInnen vor der BVG-Zen- 
trale statt. Passanten wurden mit Flyern, einem Transparent und 
Redebeiträgen über die in den letzten Jahren stark angewachsene 
Repression gegen sogenannte SchwarzfahrerInnen informiert. 


In Dresden thematisierten AktivistInnen alltägliche Repressalien, 
das aktuelle Verfahren wegen Bildung einer kriminellen Vereini- 
gung (8 129 StGB) gegen Linke und die dramatische Situation von 
Asylsuchenden. Sie hatten Schautafeln angefertigt, verlasen Rede- 
beiträge und ließen eine Modellbaudrohne über dem Ort der Kund- 
gebung kreisen um auf das EU-Überwachungsprojekt INDECT auf- 
merksam zu machen. Eine stilisierte Gefängniszelle verdeutlichte 
hier ganz konkret die staatliche Repression. Diese Kundgebung 
wurde unangemeldet durchgeführt, um gegen die staatliche Über- 
wachung der Demonstrationsteilnemer_innen zu protestieren und 
diesem Anliegen praktisch Ausdruck zu verleihen. 


Eine weitere Kundgebung fand am 8.12. in Magdeburg statt. Hier 
ging es vor allem um Repression im Zusammenhang mit antifa- 
schistischen Aktionen und es wurde durch Flyer und Redebeiträge 
zur Teilnahme an der Verhinderung des Naziaufmarsches, sowie 
zur antifaschistischen Vorabenddemo am 11.01.13 in Magdeburg 
mobilisiert. Die Blockaden gegen den Naziaufmarsch werden dort 
am 12. und 19. Januar 2013 stattfinden. 


In Hamburg gab es eine Kundgebung vor dem Untersuchungsge- 


no129.info 


Wandtafel bei der Kundgebung in Dresden 


fängnis in den Wallanlagen. Zunächst wurden die Gefangenen dort 
mit Parolen und lauter Musik begrüßt, woraufhin aus dem Gefäng- 
nis die Parole „Biji Serok Apo“ als Antwort zurück schallte. So gab 
es trotz der hohen Mauern teilweise eine Kommunikation zwischen 
drinnen und draußen! 

In den Beiträgen wurde besonders auf die Situation von Ali Ishan 
Kitay (angeklagt wegen $ 129 b) aufmerksam gemacht. 


Aktuell sind in Deutschland mehrere weitere türkische bzw. kurdi- 
sche Linke durch diesen speziell auf MigrantInnen zielenden Aus- 
forschungs- und Gesinnungsparagraphen von Verurteilungen zu 
hohen Haftstrafen bedroht. 


Am Abend versuchten weitere Menschen unangemeldet, trotz Käl- 
te und hoher Knastmauern, durch Böller, Lichter, bzw. Reden und 
Parolen, direkten Kontakt zu den Gefangenen in Stuttgart-Stamm- 
heim und Berlin-Tegel aufzunehmen. In Stuttgart wurden die Per- 
sonalien der Anwesenden aufgenommen. 


Ziel des Aktionstages war es, verschiedenste Bereiche staatlicher 
Repression darzustellen und zum breiten und entschlossenen Wi- 
derstand dagegen aufzurufen. Aufgerufen hatten u. a. Die „Kam- 
pagne 129 ev:“ und das „Netzwerk Freiheit für alle politischen Ge- 
fangenen“. 


Zusätzlich sollte aufgezeigt werden, dass ein Angriff auf Einzelne 
bzw. einen linken Zusammenhang, immer als Angriff auf uns Alle 
gesehen werden muss. Nur gemeinsam ist es möglich, dagegen 
Widerstand zu organisieren, was aber noch nicht gelungen ist, da 
die Linke immer noch zersplittert und gespalten ist. 


Das muss geändert werden, denn Repressionsarbeit und prakti- 
sche Solidarität mit den Gefangenen und allen von Unterdrückung 
Betroffenen bleibt weiterhin eine objektive und auch subjektive Not- 
wendigkeit - und wird es in diesem System auch immer bleiben. 
Lasst uns den Herrschenden zeigen, dass wir uns nicht voneinan- 
der trennen lassen - auch und gerade nicht durch Unterdrückung. 


Der 18. März 2013 könnte ein Anlass sein, die Ziele des Aktionstag 
weiter zu verankern! 


5 Finger sind eine Faust! 
Linke Politik verteidigen! 


Anm. d. Red.: Am 23. März wird es anlässlich des 18.03. und der 
Repression in Magdeburg eine Antirep-Demonstration stattfinden. 
Darüber hinaus soll der 18. März auch mit Hilfe eines Kongresses 
zur Vernetzung und zur Überwindung der Zersplitterung in der Fra- 
ge der Solidarität genutzt werden. Bei Interesse einfach eine Mail 
an: kontakt@political-prisoners.net schreiben. 
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Schwerpunkt: Nazis im Knast 


Von einigen Menschen kam die Frage, wie stark die Nazis im 
Knast verankert sind. 


Vorweg: das es verstärkt Nazis dort gibt, hat mit den gesellschaft- 
lichen Zuständen hier in der BRD zu tun, die dadurch gekenn- 
zeichnet sind, dass nach der Annexion der DDR die BRD sich zu 
einer europäischen Großmacht entwickelt hat. Ausdruck davon 
sind Kriege, Chauvinismus, Rassismus, Antisemitismus und da- 
durch auch verstärktes Agieren von Nazis gegen Linke, Migrant_ 
innen und sozial Deklassierten mit über 160 Ermordeten. 

Wie sich das hier in den Kerkern niederschlägt, ist Schwerpunkt 
dieses überarbeiteten Beitrags, der erstmalig in Wuppertal am 17. 
Oktober 2012 gehalten worden ist. 


Zu der Thematik haben sich einige Gefangene wie Hubertus Be- 
cker aus Diez, Roland Schwarzenberger und Thomas Meyer-Falk 
aus Bruchsal und auch Pit Scherz! aus Bochum im „Gefangenen 
Info“ geäußert. 


Nicht nur die Nazis im Knast sind für linke und migrantische Ge- 
fangene ein Problem und eine Gefahr, sondern oft auch die Be- 
diensteten und die verantwortlichen Gerichte und Ministerien, die 
das rechte Treiben passiv tolerieren und teilweise auch selbst 
rassistisch und reaktionär agieren, was auf Grund ihrer eigenen 
rechten Identität nicht verwunderlich ist. 


Die alltägliche Präsenz von Nazis 


„Man findet sie auf jedem Knasthof: Fascho’s, Glatzen, Hool's.... 
‚, die mehr oder weniger heimlich oder völlig offen die braune Sa- 
che von "Damals’ propagieren. Seltener trifft man den militanten 
Neo-Nazis, der sich offen zu Adolf Hitler bekennt und offensiv die 
Abschaffung der Demokratie fordert“. 


„Bist du NPD-Mitglied?' fragte ich den frisch verhafteten Mann 
auf dem Hof der JVA Rohrbach.... Empört schaut der junge Mann 
mich an. "Spinnst Du! Ich bin Nationalsozialist. Die Scheißkerle 
von der NPD sind Demokraten. Mit denen will ich nichts zu tun 
haben. - „Nationalsozialist?“ erkundigte ich mich. "So richtig NS- 
DAP - mäßig?" - Was denn sonst! Alles andere ist doch Kollabo- 
ration mit dem Feind. Mein Vorbild ist Adolf Hitler und ich kämpfe 
für die Wiedereinrichtung der Diktatur.‘ Im weiteren Verlauf des 
Gesprächs teilte er mir dann noch seine Ansichten zu Auschwitz, 
zum NSU-Terror und zu dem "genetischen Dreck‘ mit, der unser 
Deutschland verunreinige.“ 

(Zitate von Hubertus Becker, Limburger Str. 122, 65582 Diez) 


„2003 fielen mir mehrmals im Flur Hakenkreuze auf und nach- 
dem auch nach Tagen diese immer noch zu sehen waren, sprach 
ich einen höherrangigen Wärter expliziert darauf an. Kurz danach 
wurden mit Farbe die Hakenkreuze übermalt...“ 


Redaktion 


„Offene rechtsextremistische Positionen vertreten auch in Bruch- 
sal diverse Gefangene: „Man findet jene mit eintätowierten Ha- 
kenkreuzen über den Flur gehen, jene mit Anhängern für die Hals- 
kette (bspw. mit Münze aus dem 3. Reich, inkl. Hakenkreuz), jene 
die über „kriminellen Kanacken“ herziehen, die „bei Adolf vergast 
worden wären...“ 

(Beide Zitate von Thomas Meyer-Falk, der in Bruchsal eingesperrt 
ist und im Sommer 2013 in Sicherungsverwahrung kommen wird.) 


Am Donnerstag, den 27. September 2012, haben 20 Menschen 
den Genossen Stephan Gog zur Justizvollzugsanstalt Luckau-Du- 
ben, Aussenstelle Spremberg, gebracht. Bei der Ankunft haben 
an den Fenstern mehrere “Glatzen” sich unschön artikuliert. Einer 
hat gar rumgehitlert und irgendwas mit “Zigeunern” gerufen. 


Daraufhin kam ein “Justizvollzugsbeamter” raus und meinte, wir 
stünden auf Privatgelände und müssten verschwinden. 

Auch daran wird schon deutlich, die Schließer reagieren nicht auf 
faschistischen Sprüche, sondern auf den antifaschistische Wider- 
stand. 

(Mehr zu den Reaktionen und Gründen von Seiten des Justizap- 
parates gibt es unten.) 


Doch die solidarischen Antifaschist_innen lassen sich nicht ab- 
schrecken und begleiteten Stefan eine halbe Stunde später zum 
Tor. 

Deshalb riefen die Nazis erbost: “Rot Front verrecke!”, “Wir ficken 
Euch in den Arsch” und “White Power”. 

(Stefan ist in der JVA-Spremberg, Neudorfer Weg 1, 03130 
Spremberg inhaftiert.) 


Wie sich Nazis dort organisieren 


Für viele Nazis ist das Gefängnis eine „Auszeichnung“ und sie fin- 
den ihre Unterstützer_innen draußen. Auch wenn die bekannteste 
„Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren 
Angehörige“ (HNG) offiziell vom Bundesinnenministerium verbo- 
ten ist, sind ihre Strukturen weiterhin vorhanden. 


So ist z. B. die „Stille Hilfe für Kriegsgefangene und Internierte“, 
ursprünglich für inhaftierte Kriegsverbrecher gegründet, weiterhin 
aktiv. Da ist der „JVA Report“, eine Art rechtsradikaler Knastzeit- 
schrift, die auf ihrer Webseite ideologische Gruppen und Orga- 
nisationen vernetzt. Dabei ist auch der „Freundeskreis Branden- 
burg“, der regelmäßig Demos und Mahnwachen organisiert, das 
„Widerstandsinfo“ mit vielen Meldungen aus dem Alltag des Knas- 
tes. 


Nach kriminologischen Forschungsergebnissen geht das Land 
Brandenburg davon aus, dass 25 bis 30 Prozent der Insassen 


von Jugendstrafanstalten dem neofaschistischen Spektrum zuzu- 
ordnen sind, in Sachsen-Anhalt bis zu 20 Prozent (junge Welt, 
16.03.2012). 


In den letzten 2 Jahrzehnten sind über 160 Menschen von Na- 
zis ermordet worden. Die, die dafür in den Knast kommen, sind 
Ansprechpartner für viele, die wegen $ 86 a (Verwenden von 
Kennzeichen verfassungsfeindlicher Organisationen) einige Zeit 
inhaftiert werden. Hakenkreuze malen, das Verwenden von ver- 
fassungsfeindlichen Symbolen - für sie „ehrenvolle“ Handlungen“ 
für eine „gerechte Sache“. So fühlen sie sich und so treten sie 
dann auch in den Knästen auf. 

Dort machen sie Körpertraining, Lesen entsprechender Nazi-Lite- 
ratur, Verstärken der Gruppenzugehörigkeit usw. So sind sie doch 
im Knastalltag als Gruppe nach außen anders als der größte Teil 
der Gefangenen.Wenn es andere starke Gruppen gibt, verhalten 
sie sich in der Regel neutral, und sind bei größeren Revolten oft 
auf der Seite des Wachpersonals zu finden. Ihr ähnliches Weltbild 
macht der Knastverwaltung keine Probleme, die Nazis sind un- 
kompliziert, pflegeleicht und übernehmen oft „Hilfsaufgaben“, um 
so für den herrschenden Status Quo im Knast zu sorgen. 

In manchen Kerkern, wo es keine starke kollektive Gegenwehr 
gibt, dominieren sie folglich das Geschehen, rekrutieren und be- 
stimmen. Sie können vor allem in Ruhe ihrer Funktion als „nati- 
onale Gefangene“ nachgehen - in einem Netz von organisierter 
Hilfe von draußen und direkter Unterstützung von Teilen des Per- 
sonals. 


Justiz 


Wie schon mehrere Male an dieser Stelle erwähnt wurde, ist of- 
fensichtlich, dass die Justiz viele Schnittmengen mit den Nazis 
hat. Sei es das autoritäre Weltbild oder dass das Personal der 
Justiz nach 1945 nahtlos für die BRD übernommen wurde. 


So „würde er (der Justizbeamte) heute im Dienstzimmer mit ho- 
her Wahrscheinlichkeit auf eine Kameradschaft Gleichgesinnter 
treffen. In den letzten Jahren ist der braune Gedanke unter den 
Gefängniswärtern wieder populär geworden. Das junge Knastper- 
sonal, schlecht bezahlt und mit mieser Perspektive, rekrutiert man 
heute bevorzugt in den neuen Ländern, bei ehemaligen Soldaten 
und unter Afghanistan-Veteranen.“ (Hubertus Becker) 

Als „Wehrsportgruppe Strafvollzug“ bezeichnete das zu Recht der 
Gefangene Hubertus Becker. 


Auch Thomas-Meyer Falk beobachtete aus Bruchsal Ähnliches, 
wo der dortige Knastdirektor Müller in einem Weihnachtsgruß 
2008 die „Böhsen Onkelz“ zitierte. 

Auch über alltägliche Gewaltfantasien und den Sadismus von 
Schließern kann in der „Hamburger Morgenpost“ vom 27.08.12 
gelesen werden: „Auf Facebook: Beamte scherzen über Häft- 
ling-Erschießungen“. Es handelt sich dabei um Beamte der JVA 
Billwerder in Hamburg. Der Anwalt Ernst Medecke, der Einge- 
sperrte dort vertritt, meinte dazu: „Das zeigt, dass Gefangene in 
den Köpfen der Bediensteten Freiwild sind.“ 


In der ARD gab es einen Beitrag zu Ulrike Meinhof, deren Tod bis 
heute ungeklärt ist. Als sie am 08.05.1976 gerade erhängt aufge- 
funden wurde, erzählte eine damalige Beamtin, dass einige von 
ihren anwesenden Kollegen umgehend von ihren Urlaubsplänen 
sprachen. 


Auch scheut sich der Justizapparat nicht faschistische Gefangene 
gegen widerständige Gefangene wie Pit Scherzl,, den Bundes- 
vorsitzenden der Ivl, aufzuhetzen. „Dann erfolgten jedoch weite- 
re Bedrohungen - auch seitens eines Beamten (der JVA Rhein- 
bach), der ihm sagte, er wolle dafür sorgen, dass er demnächst 
mal mit “den richtigen Leuten zusammengeschlossen' würde und 
dass es dann mit seiner Klage gegen den Vollzug vorbei sei.“ (In- 
teressenvertretung Inhaftierter vom 14. 6. 12) Mit den ‚richtigen 


Leuten“ waren natürlich Nazis gemeint. Pit wehrte sich gegen die- 
se Schikanen u. a. mit zwei Hungerstreiks. 


Gegenwehr 


Wo die radikale Linke präsent ist, haben die Nazis es schwer, 
zu agieren. Zur Zeit ist so, dass der antifaschistische Widerstand 
nicht sehr stark und noch zersplittert ist. Das ist im Knast auch so. 
Der Staat vertuscht zZ. B. die punktuelle Kooperation von staatli- 
chen Stellen und NSU. Der linke Aktivist Wolf Wetzel schrieb tref- 
fend, die NSU war nie abgetaucht, sondern befand sich in Obhut 
der Geheimdienste und wurde auch von ihnen teilweise alimen- 
tiert. 


Linke werden, weil sie die Zusammenarbeit von Geheimdiensten 
und Polizei z. B. auf einer Demo transparent machten , wie z. 
B. der Young-Struggle-Aktivist Deniz zu 2 1/2 Jahren Knast ver- 
urteilt. „Sich auf Anstaltsleiter und Justizminister zu verlassen, 
verspricht ... wenig Erfolg. Schließlich sorgen die „Haselnüsse“ 
dafür, dass hinter Gittern Ruhe und Ordnung herrschen. Solange 
sie zum Gruß den Arm nicht heben, gibt es für die Oberen kei- 
nen Grund, einzugreifen. Daher meine ich, die Zeit ist gekommen, 
dass die braunen Wärter ermittelt und aus dem Vollzugsdienst 
entfernt werden. Wir müssen anfangen, mit dem Finger auf sie 
zu zeigen, wir müssen rassistische Äußerungen und Übergriffe 
dokumentieren und anzeigen. Oder wollen wir warten, bis sich 
die Wehrsportgruppe Weiterstadt ins Vereinsregister einträgt..... “ 
So berichtet Hubertus Becker aber auch davon, dass „mein Mit- 
gefangener Ersan A. hat mal zwei von ihnen mit dem Besenstiel 
therapiert“. 

Smily, ein Stuttgarter RASH-Aktivist, der auf Grund von antifa- 
schistischen Aktivitäten von Februar bis Dezember in Stammheim 
eingesperrt war, berichtet von gelungenem kollektiven antifa- 
schistischen Widerstand: 

Ein nazistischer Gefangener „befand sich alleine mitten auf dem 
Innenhof unter mehreren Beamten. Einige von unserem Stock- 
werk schrien schon "Nazis raus!" aus dem Fenster, als .....er dann 
mitten auf dem Innenhof und im Schutz der Beamten ganz stolz 
den Hitlergruß zeigte und Ruhm und Ehre der deutschen Armee“ 
schrie“. 


„Unser Stockwerk tobte und beschimpfte ihn stark, dem schlos- 
sen sich dann auch die anderen Stockwerke von Bau | an, wäh- 
renddessen ihm eine Beamtin ganz seelenruhig die Tür zu Bau 
Il öffnete. Es waren dort mindestens fünf Beamte anwesend, vor 
denen der Typ mitten im Innenhof einen Hitlergruß zu Bau | ma- 
chen konnte. Vom Gefängnispersonal interessierte das nieman- 
den, obwohl der ganze Bau | tobte. Man fand das scheinbar auch 
keineswegs „unpassend“ und die Hausordnung hatte offensicht- 
lich auch nichts dagegen... 


Ich habe den Vogel seither nicht mehr gesehen, doch hat mir ein 
anderer Mitgefangener berichtet, dass er ihn mal wieder im War- 
teraum angetroffen hatte, wo er dann ohne Thor Steinar — T-Shirt 
alleine sitzend in der Ecke auf den Boden schauend zubrachte“. 

Faschistische Gefangene und Wärter verschwinden nicht umge- 
hend, doch können sie so zurückgedrängt werden. „Vielleicht ein 
kleiner Teilerfolg nach so viel Ärger...“, meint Smily richtigerweise. 


Fazit 


Es ist wichtig, nicht nur gegen die Nazis im Knast Widerstand zu 
leisten, sondern auch gegen die kapitalistischen Verhältnisse, die 
den Faschismus ermöglichen und fördern. Das setzt aber eine 
starke Linke voraus, die durch kollektives Agieren der einzige Ga- 
rant dafür sein wird, dass weder die Nazis durchkommen noch 
der Kapitalismus das Ende der Geschichte ist. 


Als erster Schritt dahin: 
Gegen die gemeinsamen Angriffe von Staat und Faschisten 
den antifaschistischen Selbstschutz organisieren! 
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Antrag auf ein neues Verfahren wegen der Stammheimer 


El 


Warum befürwortest Du eine Neuaufnahme? 


Antrag auf „Neuaufnahme“ oder „Wiederaufnahme“ des Todesermitt- 
lungsverfahrens, das klingt ja alles nach juristischer Haarspalterei, aber 
es gibt einen Unterschied, der auch einen Teil Deiner Frage schon be- 
antwortet. 

Ein Antrag auf „Wiederaufnahme“ bezöge sich als Kritik ausschließlich 
auf das Material der damaligen amtlichen Untersuchungen und deren 
Schlussfolgerungen, die ja auch den seinerzeit gültigen Wissenschafts- 
standard widerspiegeln. 

Die Hürden für eine „Wiederaufnahme“ sind sehr hoch. Das haben Char- 
lotte Raspe, die Mutter von Jan-Carl, Andreas‘ Mutter Anneliese und mei- 
ne Schwester Christiane erfahren müssen, als sie bald nach 1977 solche 
Anträge gestellt haben, die alle abgelehnt wurden. 

In deren Tradition sehe ich mich, aber Helge Lehmanns und mein Antrag 
auf „Neuaufnahme“ gründet sich im Unterschied dazu vor allem auf neue 
Zeugenaussagen und Dokumente, auf neue wissenschaftliche Metho- 
den und Erkenntnisse und auf jederzeit überprüfbare Ergebnisse von 
Eigenexperimenten. 

Mit dieser Aufzählung wird schon deutlich, dass es uns nicht um Speku- 
lationen.und Glaubensfragen geht, sondern dass wir uns ganz eng an 
nachweisliche Fakten halten. 

Seit jeher hat mich wütend gemacht, dass die amtliche Version vom 
Selbstmord der Stammheimer Gefangenen immer weiter festgeschrie- 
ben wurde, obwohl die Widersprüche, Falschschlüsse und Gegenindi- 
zien ja zum Himmel stinken. Aber ich hatte in den letzten Jahren das 
Gefühl, dass die öffentliche Resonanz für diese Zweifel immer dünner 
wurde. 

Deshalb war es eine sehr positive Überraschung, dass letztes Jahr Hel- 
ge Lehmanns jahrelangen Recherchen als Buch herauskamen, in dem 
er die amtliche Version akribisch unter die Lupe nimmt und alle Zweifel 
an ihr mit Fakten unterfüttert. Nach der Lektüre dieses Buches war ich 
bereit, mit ihm in die Öffentlichkeit zu gehen, damit seine Arbeit auch 
wirklich einen Umschwung in Bewegung setzt. 


Wie und durch wen ist die Neuaufnahme zu Stande gekommen? 


Das war Helge Lehmanns Idee. Er kommt ja aus der eher unpolitischen 
Mitte der Gesellschaft und hat sich dann durch seine Recherchen zu 
Stammheim einen kritischen Blick erarbeitet. Ich habe zuerst gezögert, 
mit ihm gemeinsam diesen Antrag auf Neuaufnahme des Todesermitt- 
lungsverfahrens zu stellen, weil ich bestimmte Erfahrungen mit Staat und 
Justiz in diesem Land gemacht habe. 

Was die Todesumstände von Ulrike Meinhof angeht, war es ja erst eine 
internationale Untersuchungskommission, die alle Indizien genauer un- 
tersuchte und zu dem Ergebnis kam, dass sie mit großer Wahrscheinlich- 
keit tot in die Schlinge kam. 

Auch die Dreistigkeit, mit der die öffentliche Hinrichtung von Wolfgang 
Grams in Bad Kleinen trotz eindeutiger Zeugenaussagen als Selbstmord 
ausgegeben wurde, spricht nicht dafür, dass man Vertrauen in die deut- 
sche Justiz setzen sollte. 

Trotzdem habe ich Helge Lehmann unterstützt, weil wir durch die Öf- 
fentlichkeit unseres gemeinsamen Vorgehens sicherstellen, dass dieser 
Antrag keine Privatangelegenheit bleibt. 


An welchen Punkten machst Du das genau fest, dass die staatliche 
Selbstmordversion so nicht stimmen kann ? 


In der Einstellungsverfügung des Todesermittlungsverfahrens steht 
ausdrücklich, dass sich die vier Stammheimer RAF-Gefangenen über 
eine selbst installierte Kommunikationsanlage auf einen gemeinsamen 
Selbstmord verständigt haben sollen. In Lehmanns Buch „Die Todes- 
nacht in Stammheim“ wird durch nachgestellten technischen Aufbau 
bewiesen, dass es eine solche Anlage nicht gegeben haben kann. Die 
elektrischen Leitungen von und zu den in dieser Nacht belegten Zellen, 
die beschriebenen technischen Apparate lassen einen solchen Schalt- 
kreis nicht zu. 

Ein weiterer Punkt ist die von vielen gestellte Frage, wie Pistolen in das 
angeblich sicherste Gefängnis der BRD geschmuggelt worden sein sol- 
len. Nach Aussagen des staatlichen Kronzeugen Volker Speitel sollen 
Hohlräume in Prozessaktenordner geschnitten worden sein, in denen 


Todesnacht 18.10.1977 
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die Waffen im hoch gesicherten Stammheimer Prozessgebäude zu den 
Gefangenen gelangt seien. 

Lehmann untersuchte alle beschriebenen Kontrollabläufe in dieser Mehr- 
zweckhalle in allen Einzelheiten. Er schnitt im Eigenversuch vergleichba- 
re Akten aus, legte Spielzeugpistolen hinein und stellte dabei fest, dass 
diese in keinem Fall diese scharfen Kontrollen passiert haben können. 
Bei Andreas kommt ein ballistisches Gutachten des BKA zu dem Ergeb- 
nis, dass der Schuß in den Nacken aus 30-40 cm Abstand erfolgt sein 
muß. Mit einem solchen Abstand hätte er den Schuß nicht selbst abfeu- 
ern können, aber ein Schalldämpferaufsatz könnte die Erklärung dafür 
sein, der allerdings nicht in der Zelle gefunden wurde. Dazu würde auch 
passen, dass in dieser Nacht niemand Schußgeräusche hörte. 

Bei meiner Schwester Gudrun wurde es wie bei Ulrike Meinhof unterlas- 
sen, den obligatorischen Histamintest zu machen. Dieser kann chemisch 
feststellen, ob jemand lebend oder tot in die Schlinge kommt. Es gibt 
Widersprüche zwischen dem Gutachten des Neuropathologen, das von 
einem schnellen Todeseintritt spricht, und dem amtlichen Befund eines 
längeren Todeskampfes. 

Auf dem vor ihr stehenden Stuhl wurden Auflagerungen festgestellt, die 
aber bis heute nicht analysiert wurden. Das Gleiche gilt für mögliche Fin- 
gerabdrücke auf diesem Stuhl. Zudem riß das doppelte Kabel entzwei, 
als ihr Körper abgehängt wurde. 


Helge Lehmann wurde vor kurzem ein Vernehmungsprotokoll des 
Beamten Hans Springer zugespielt, der 1977 im siebten Stock tätig 
war. Was gab es da an neuen Aspekten? 


Das ist wirklich eine heiße Geschichte. Dieser Hans Springer war der 
einzige Aufsichtsbeamte am Morgen des 18.10.1977 in der Ill. Abteilung 
des 7. Stocks, wo die Stammheimer untergebracht waren. In diesem Ver- 
nehmungsprotokoll, das ich für echt halte, gibt er an, um 0.30 Uhr von 
der Torwache telefonisch angewiesen worden zu sein, in einer anderen 
Abteilung auszuhelfen. 

Für Ersatz würde gesorgt. Das heißt im Klartext: zwischen 0.30 und 3.30 
Uhr waren in der Todesnacht da oben im 7. Stock keine Aufsicht oder 
eben bis jetzt unbekannte Personen anwesend. Nebenbei sei erwähnt, 
dass eine unbewachte Feuertreppe direkt in den 7. Stock führt. 
Angeblich kann weder das Kanzleramt noch das Bundesjustizministe- 
rium das Original dieses Vernehmungsprotokolls in ihren Akten finden. 
Obwohl bisher niemand behauptet, die Helge Lehmann zugespielte Ko- 
pie sei eine Fälschung, bemühen wir uns, die Echtheit auf die eine oder 
andere Weise feststellen zu lassen. 


Wie geht es weiter ? 


Wir müssen jetzt auf den Bescheid der Staatsanwaltschaft Stuttgart war- 
ten. Je nachdem wie dieser ausfällt, werden wir überlegen, wie wir weiter 
vorgehen. Auf unserer Pressekonferenz habe ich ja gesagt, dass es viel- 
leicht Einzelpersonen in der jüngeren Generation von Juristen im Staats- 
dienst gibt, die bereit sind, staatliche Vorgänge kritisch zu untersuchen. 
In manchen Kommentaren zu unserer Initiative klang an, diese sei wohl 
die letzte Chance, um die Stammheimer Todesnacht aufzuklären. 

Das sehe ich überhaupt nicht so. Selbst wenn aus dem Bescheid der 
Staatsanwaltschaft erkenntlich werden sollte, dass er ganz auf der Linie 
der früheren Bescheide liegt, bleiben die von uns zusammengetragenen 
Widersprüche doch bestehen. 


Muss es neben Eurer wichtigen juristischen Initiative nicht auch 
weiteren Druck geben? 


Der ist natürlich wichtig und sehr wünschenswert. Ulla Jelpke von der 
„Linken“ war ja mit uns zusammen auf der Pressekonferenz und hat 
uns unterstützt. Auch Hans Christian Ströbele hat uns mitgeteilt, dass 
er unsere Initiative positiv sieht. Zudem rufen Leute bei uns an, die uns 
wichtige Hinweise und Informationen zu Einzelaspekten unseres Antrags 
geben. 

Sehr willkommen wäre uns noch eine verstärkte Resonanz aus dem 
Ausland. Rückblickend war es nämlich gerade diese ausländische Kritik, 
die überhaupt etwas bei den unmenschlichen Haftbedingungen ändern 
konnte, denen die RAF-Gefangenen ausgesetzt waren. 


Interviewe zur Repression in Magdeburg 
und zur Demo am 23. März 


Anfang September fand in Magdeburg eine 
Hausdurchsuchung mit dem Vorwurf der Beihil- 
fe zum versuchten Totschlag statt. Hintergrund 
waren die Ereignisse nach dem Naziaufmarsch 
am 14.01.2012 mit der versuchten Stürmung des 
Sozialen Zentrums in Magdeburg. Im Vorfeld der 
Hausdurchsuchung gab es 35 Vorladungen in 
Magdeburg, nach den Hausdurchsuchungen folg- 
ten 3 Vorladungen in Berlin zum LKA und 6 Vorla- 
dungen in Stuttgart zum Staatsschutz. Anlässlich 
des wahrscheinlich kommenden Verfahrens wird 
es am 23. März in Magdeburg eine Solidaritäts De- 
monstration geben. 


Wir haben ein Interview mit dem Netzwerk Freiheit 
für alle politischen Gefangenen zur Repression 
und zur kommenden Demo geführt. 


Könnt ihr nochmal die Ereignisse rund um den 
Naziaufmarsch, die Ereignisse danach und die 
kommende Repression zusammenfassen? 


Ja, im Januar 2012 fand zum 13. mal der jährliche 
Naziaufmarsch aus Anlass der Bombardierung der 
Stadt Magdeburg im 2. Weltkrieg statt. Es gab etli- 
che antifaschistische Gegenaktivitäten, die darauf 
abzielten den Naziaufmarsch direkt zu blockieren. 
Nach dem die Polizei mit ca. 2000 Beamten den 
Weg für die Faschos frei geprügelt hatten, formier- 
te sich eine 300 Menschen starke antifaschistische 
Spontandemonstration. Diese verlief störungs- 
frei und eine Gruppe von ungefähr 50-60 Antifas 
bewegte sich weiter zum Sozialen Zentrum in 
Stadtfeld. Dort angekommen wollten die Meisten 
sich stärken und etwas essen, bis vor allem der 
Einsatzleiter und weitere Beamte angefangen ha- 
ben auf brutale Weise wahllos in die Menge zu 
knüppeln. Unserer Einschätzung nach ging es bei 
diesem Angriff darum, den Infopunkt und die EA- 
Zentrale Soziales Zentrum zu „neutralisieren“. Der 
gegen Nazis organisierte Hausschutz reagierte auf 
die willkürlichen Angriffe der Polizei entschlossen. 
Barrikaden an den Eingangstüren verhinderten ein 
Eindringen der Polizei in das Haus. Entgegen den 
Behauptungen der Polizei und der bürgerlichen 
Berichterstattung wurden keine Toiletten, Wasch- 
becken oder schwere Betonplatten aus dem (nicht 
vorhandenen) 5. Stock geworfen. Das was folg- 
te war eine 8-stündige Belagerung des Sozialen 
Zentrums und eine anschließende Durchsuchung. 
Insgesamt wurden 38 Personalien aufgenommen. 
Einige Monate später gab es dann die ersten 
Vorladungen in Magdeburg im Verfahren wegen 
„versuchten Totschlags“. Nach dem fast alle die 
Zeugenvorladungen ignorierten (eine Person ist 
zu der Vorladung gegangen), folgte am 6. Septem- 
ber eine Hausdurchsuchung in einer Wohnung und 
kollektiv genutzten Räumlichkeiten des Sozialen 
Zentrums bei einem Beschuldigten. In den letzten 
zwei Monaten kam es zu erneuten Zeugenvorla- 
gen (Stuttgart und Berlin) sowie zwei Beschuldig- 
tenvorladungen in Magdeburg und Stuttgart. 


Wie ist der aktuelle Stand des Verfahrens und 
was denkt ihr wie es damit weitergehen wird? 
Wie schätzt ihr die Repression im Kontext der 
allgemeinen Repression ein? 


Im bisherigen Verfahren ist es so, dass bereits ein 
Genosse in einer Sammelklage zu drei Jahren und 
neun Monaten Haft verurteilt wurde, darunter zu 
einem Jahr wegen den Auseinandersetzungen vor 
dem Sozialen Zentrum. Konkret handelt es sich um 
ein Flaschenwurf auf einen Räumpanzer. Unseres 
Wissen nach gibt es bis jetzt zwei Beschuldigte 
für den „gemeinschaftlich versuchten Totschlags“, 
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sowie für Landfriedensbruch. Nach der Razzia im 
Sozialen Zentrum gibt es ein weiteren Vorwurf, 
Verstoß gegen das Waffengesetz. Dadurch ist ein 
weiterer Beschuldigter hinzu gekommen. Zusam- 
menfassend kann man sagen, das bisher zwei Be- 
schuldigte und 36 Zeugen im Verfahren nach dem 
angeblichen Betonplattenwerfer betroffen sind. 
Weiterhin ist es natürlich auch so, dass wir bisher 
schon enorme Ausgaben hatten, wenn wir die be- 
schlagnahmten Sachen, das bisherige Verfahren, 
die Anwaltskosten und die Öffentlichkeitsarbeit zu- 
sammenrechnen. 

Na ja zur Frage der allgemeinen Repression ist zu 
sagen, dass Magdeburg momentan nicht die ein- 
zige Stadt ist die mit dem Vorwurf des versuchten 
Totschlags konfrontiert ist. In Nürnberg wurde be- 
reits Deniz zu 2 % Jahren Haft verurteilt. 


Es zeichnet sich ab das der Vorwurf des versuch- 
ten Totschlags unterhalb von Organisationsdelik- 
ten angewendet wird, um so ebenfalls lokale/regi- 
onale Strukturen schwächen zu können. Darüber 
hinaus kann dieser Vorwurf mit Hilfe einer breit 
geführten Medienhetze natürlich auch einen grö- 
ßeren Entsolidarisierungseffekt hervor rufen, weil 
der Vorwurf erst mal abschreckend klingt. 

Wir schätzen die Art der Repression auch als eine 
neue Qualität ein, weil die Auseinandersetzungen 
mit den Bullen auf einem normalen Level sind, ein 
auf jeder Demo übliches Niveau. 

Wenn wir uns die momentane Entwicklung der 
Konterrevolution ein mal genauer anschauen dann 
sieht für uns so aus, dass sich der Staat auf sozi- 
ale Auseinandersetzungen auf Bürgerkriegsniveau 
vorbereitet. In Dresden wurden mehr als 10.000 
Handy'‘s und somit auch Personen überwacht, die 
Proteste gegen das GÜZ in der Colbitz- Letzlinger 
Heide haben aufgezeigt, dass die Bundeswehr be- 
reits über den größten urbanen Truppenübungs- 
platz in Europa verfügt. Um hier nur zwei Beispiele 
von Vielen zu nennen. 

In welche Richtung sich das Verfahren in Magde- 
burg entwickeln wird, können wir nur spekulativ 
beantworten. Fakt ist aber, dass es Beschuldigte 
für versuchten Totschlags gibt und das der angeb- 
liche Haupttäter noch nicht ermittelt ist, was na- 
türlich Tür und Tor öffnet. Die Gegenseite betreibt 
auch einen enormen Aufwand: Medienhetze, Ob- 
servationen, ständige Provokationen und anderen 
Nettigkeiten durch die Bullen gehören in Magde- 
burg momentan zum Alltag. 


Jetzt gibt es am 23. März vom Netzwerk eine 
Demonstration anlässlich des 18.03. - dem Tag 
der politischen Gefangenen. Was ist die Inten- 
tion dahinter und was wollt ihr mit der Demo 
bezwecken? 


Wir verfolgen mit der kommenden Demonstration 
mehrere Ziele. Zum einen ist uns wichtig der Re- 
pression nicht defensiv zu begegnen. Wir wollen 
nicht darauf warten bis unsere Leute verschwin- 
den, sondern den staatlichen Angriffen offensiv 
entgegentreten. Wir hoffen eine größere Sensi- 
bilität innerhalb der radikalen Linken bundesweit, 
sowie in unserer Nachbarschaft für unseren Fall zu 
schaffen. Darüber hinaus verstehen wir sowohl die 
Demo als auch die Aktionstage als unseren Bei- 
trag für den internationalen Kampf zur Befreiung 
der politischen Gefangenen weltweit. 


In diesem Sinne: 
Kommt zahlreich zu unserer Demo und/oder 
werdet selber vor Ort aktiv! 


(siehe dazu auch Seite 19) 


Sadi Özpolat befindet sich im 
unbefristeten Hungerstreik 


Sadi hat am 10. 12. mit einem unbefristeten 
Hungerstreik begonnen, um gegen die ihm 
aufgezwungene Einheitskleidung zu protestie- 
ren. 


In einer Stellungnahme, die er an seine Anwäl- 
tin richtete, teilte Sadi mit, dass er den unbe- 
fristeten Hungerstreik mit der Forderung “den 
Zwang der Einheitskleidung zu beenden und 
ihm seine persönliche Kleidung zurückzuge- 
ben“ begonnen hat. 


Nachdem das Urteil von 6 Jahren gegen Sadi 
Özpolat rechtskräftig wurde, begann man die 
Maßnahme der “Einheitskleidung“ gegen ihn 
umzusetzen. 


Sadi, dem alle persönlichen Kleidungsstücke, 
einschließlich seiner Unterwäsche entwendet 
wurden, hat sich gegen diese Maßnahme am 
4. Oktober in seiner Zelle in den Widerstand 
begeben. 


Da es in der Frage der Einheitskleidung seit- 
her zu keiner Lösung gekommen ist, hat Sadi 
am 10. Dezember mit einem unbefristeten 
Hungerstreik begonnen. 


In einem Brief vom 7. Oktober berichtete Sadi: 
“Das Gefängnisurteil gegen mich ist ohne- 
hin eine Ungerechtigkeit. Diese unter Isola- 
tionsbedingungen zu vollstrecken, bedeutet 
gleichzeitig die Gefangenschaft zur Folter zu 
machen. Einheitskleidung ist ein Angriff gegen 
die Menschenwürde. Das kann nicht akzep- 
tiert werden.“ 


Nun setzt Sadi seinen Widerstand in neuer 
Form mit einem unbefristeten Hungerstreik 
fort. 

Die Einheitskleidung ist eine Maßnahme, die 
als Mittel, den revolutionären Gefangenen ihre 
Persönlichkeit zu rauben und sie zur Aufgabe 
zu zwingen, ins Leben gerufen wurde. 


Unterstützen wir den Widerstand von Sadi 
Özpolat! 

Nein zum Zwang der Einheitskleidung, 
Nein zur Isolation! 


Solidaritätsaktionen gab es u.a vor dem Bo- 
chumer Gefängnis und in Wien. 


Schreibt Sadi Özpolat: 
JVA BOCHUM: 
Krümmede 3 

44791 Bochum 


Um diesen menschenunwürdigen Zustand für 
Sadi Özpolat zu beenden, könnte es eine Hilfe 
sein, sich telefonisch, per Fax oder per e-mail 
an die JVA zu wenden, sich nach seinem Zu- 
stand zu erkundigen und für die Rückgabe sei- 
ner Kleidung einzutreten. 


JVA BOCHUM 

Telefon: 0049 234 9558-200 
(Behördenleitung) 

Telefax: 0049 234 503316 

E-Mail: poststelle@jva-bochum.nrw.de 


Justizministerium NRW 
E-Mail:poststelle@jm.nrw.de 
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Gülaferit Unsal zum Artikel über den Prozessbeginn 


In der Septem- 
ber-Ausgabe eurer 
Zeitschrift wurde ein 
Artikel zu meinem 
Prozess veröffent- 
licht. Jedoch kom- 
men in diesem Artikel 
ausschließlich die 
Behauptungen und 
Beschuldigungen der 
Staatsanwaltschaft 
zur Sprache. In erster 
Linie sollte die Pres- 
se-Auffassung einer 
Zeitschrift, deren 
Zweck die Solidarität 
mit Gefangenen ist, 


nicht so aussehen. 

Dieser Artikel wurde gestützt auf die Behauptungen aus dem Prozess 
angefertigt. Dieser Artikel ist weit entfernt von Objektivität und spie- 
gelt nicht die Tatsachen wieder. 

Die Behauptungen der Staatsanwaltschaft unhinterfragt wiederzuge- 
ben, dient dazu, die zugeschriebene Schuld zu legitimieren. 

Vor dem Verfassen dieses Artikels hättet ihr mit meinen Anwälten 
sprechen und ihre Ansichten als Grundlage nehmen sollen. Ihr habt 
den Artikel beruhend auf dem, was ihr im Gericht gehört habt, ver- 
fasst. Und deshalb weist dieser Artikel keinen Unterschied zu Artikeln 
aus der Tagespresse auf. 

- Kennt ihre meine Ansichten zu den Behauptungen der Staatsan- 
waltschaft? 

- Wisst ihr, welche Erklärungen meine Anwälte bezüglich der Behaup- 
tungen der Staatsanwealtschaft gemacht haben? 

Nein! 

Wieso habt ihr euch nicht die Ansichten meiner Anwälte hinsichtlich 
der Behauptungen eingeholt? 


Eine Zeitschrift, die solidarisch mit den Gefangenen ist und vorgibt, 
gegen die 88129 a und -b-Prozesse zu sein, hätte - die Behaup- 
tungen der Staatsanwaltschaft mal beiseite gelassen - den Ansichten 
meiner Anwälte, unserer Haltung gegenüber diesen Behauptungen 
und unseren Ansichten hinsichtlich des Prozesses Platz gegeben. 
Ich kritisiere im Generellen eure Presse-Auffassung und den Inhalt 
dieses Artikels. 

Das Hinaustragen der „Behauptungen“ und „Beschuldigungen“ ge- 
gen mich aus den Gerichtssälen hinaus hin zur Masse dient dazu, die 
Schuld noch mehr zu legitimieren, die Gerüchte, Spekulationen und 
die schwarze Propaganda gegen mich zu vermehren und die Tatsa- 
chen zu verdrehen. 

Und das öffnet die Pforten einer Phase, welche zum Nachteil für die 
Gefangenen verläuft. Die Gefangenen verwandeln sich in den Augen 
der Öffentlichkeit zu wahren „Schuldigen“. 

Der $129b hat seit 10 Jahren Gesetzeskraft. Und die Gültigkeit dieses 
Gesetzes wird ständig verlängert. Mit diesem Gesetz werden aus- 
schließlich Menschen aus der Türkei angeklagt und zu harten Strafen 
verurteilt. Der Preis, der dafür gezahlt wird, ist hoch. 

Aus diesem Blickwinkel betrachtet, stellt die Solidarität mit den Ge- 
fangenen ein Thema dar, das mit Ernsthaftigkeit und Vorsicht zu be- 
handeln ist. 

Auch die Solidarität mit den politischen Gefangenen stellt eine 
schwierige Bürde dar. 

Die Gefangenen-Angehörigen in der Türkei und ihr Kampf, für die Ge- 
fangenen einzutreten, stellt weltweit ein Beispiel dar. 

Der Preis, den die Gefangenen-Angehörigen bezahlen, ist so hoch 
wie der Preis, den die Gefangenen selbst bezahlen. 

Und aus diesem Grund möchte ich, dass ihr den von euch verfassten 
Artikel aus diesem Blickwinkel bewertet und noch einmal darüber 
nachdenkt. 

Ich dementiere euren Artikel und fordere, dass ihr 

- diesen Artikel von den Internetseiten nehmt, 

- diesen Brief an alle Gefangenen schickt, die das Gefangenen Info 
erhalten, 

- und diesen Brief in eurer nächsten Ausgabe abdruckt. 
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Gülaferit Unsal 


Ich wünsche viel Erfolg und schicke euch Liebe und Grüße. 


Nein zu den 88129a und -b! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


Gülaferit Unsal 


Antwort auf diesen Brief: 
Hallo Gülaferit, 


mit diesem Brief möchten wir zu Deinem „Dementi“ Stellung neh- 
men, das Du uns als Reaktion auf den Artikel „Prozessbeginn gegen 
Gülaferit Unsal wegen vermeintlicher Mitgliedschaft in der DHKP-C*“ 
geschickt hast. Der besagte Artikel erschien in der 370. Nummer un- 
serer Zeitschrift als Gastbeitrag und wurde vom „Initiativkreis Gülafe- 
rit Ünsal“ verfasst. 


Zunächst möchten wir vorwegnehmen, dass wir Deine Kritik an dem 
Artikel vollkommen nachvollziehen können. In dieser Form hätte 
der Beitrag - wie Du in Deiner Kritik treffend festgestellt hast - auch 
in einer bürgerlichen Zeitung stehen können. Der Beitrag ist, da er 
ausschließlich die Anklagepunkte der Staatsanwaltschaft benennt 
und den Prozessverlauf der ersten zwei Verhandlungstage darstellt, 
alleinstehend nicht dafür geeignet, den LeserInnen einen kritischen 
Blickwinkel hinsichtlich des Prozesses zu ermöglichen. Zudem finden 
in dem Artikel keine Bewertungen der Anklage, der Haftbedingungen, 
der Prozessführung und der dem Prozess zugrundeliegenden poli- 
tischen und juristischen Hintergründe statt. 

Wir möchten an dieser Stelle eigentlich keine Vermutungen über 
die Gründe des Initiativkreises anstellen, die sie dazu bewogen ha- 
ben könnte, den Beitrag in dieser Form zu verfassen. Doch denken 
wir anhand des uns vorliegenden Artikels, dass sie ihrer Aufgabe 
nachkommen wollte, LeserInnen den Prozessauftakt transparent 
zu machen und dabei möglichst informativ zu sein, d.h. die ersten 
zwei Prozesstage zu dokumentieren. Zu wissen, worin die Anklage 
besteht, war für uns als Gefangenen Info und wahrscheinlich auch 
für unsere LeserInnen wichtig zu erfahren. Wir gehen nicht davon 
aus, dass die VerfasserInnen des Beitrags die Absicht hatten, staat- 
liche Desinformation zu streuen. Schließlich sind die Anklagepunkte 
in dem Beitrag nicht als „Wahrheiten“, sondern als „Auslegungen“ 
der Staatsanwaltschaft gekennzeichnet. Uns sind etliche Prozess- 
berichte aus anderen politischen Verfahren bekannt, die in ähnlicher 
Weise verfasst und veröffentlicht wurden. Wir sehen die Form die- 
ser Prozessberichte an sich nicht als großes Problem an, da sie den 
Prozessverlauf dokumentieren sollen und eine wichtige Informations- 
grundlage für die Solidaritätsarbeit liefern. Die Solidaritätsarbeit der 
meisten Gruppen geht weit über das Verfassen von Prozessberichten 
hinaus und üblicherweise wird der von Dir eingeforderte und in dem 
besagten Beitrag fehlende politsche Kontext durch Aufrufe, Flugblät- 
ter, Plakate oder durch Beiträge auf Veranstaltungen, Kundgebungen 
und Demonstrationen hergestellt. Im Falle des Initiativkreises ist uns 
zumindestens bekannt, dass der politische Kontext durch die genann- 
ten Formen der Informationsübermittlung vermittelt wird. 


Wir selbst — als MitarbeiterInnen des Gefangenen Infos — sind Ver- 
fechterlnnen des offensiven Umgangs mit staatlicher Repression, 
insbesondere der Repression dieses verlogenen Klassenstaatsappa- 
rates. Deswegen haben wir bereits zahlreiche Artikel verfasst, welche 
sich mit den politischen Hintergründen politischer Verfolgung und Re- 
pression befassen und die in diversen Nummern unserer Zeitschrift 
erschienen sind. Wir gehen sogar einen Schritt weiter, indem wir uns 
mit den politischen und sozialen Hintergründen der Gefangenen be- 
schäftigen und möglichst auch diese als Artikel in unserer Zeitschrift 
abdrucken. 


Der von Dir kritisierte Beitrag enthielt für interessierte LeserInnen die 
elementarsten Informationen zum Prozessauftakt. Eben diese Infor- 
mationen waren für uns ausschlaggebend, den Beitrag abzudrucken. 
Da wir mittlerweile seit Jahren zu $129b- und ähnlichen politischen 


Verfahren informieren und etliche Texte zu ihren politischen Hinter- 
gründen abgedruckt haben und weiterhin abdrucken, erscheint es 
uns nicht als Hauptkriterium, in jedem Beitrag eben den politischen 
Kontext hergestellt haben zu müssen. Wahrscheinlich wäre aber Ar- 
tikel zu den politischen Hintergründen des Verfahrens als Ergänzung 
zum kritiserten Artikel wünschenswert gewesen, zumal es sich hierbei 
auch noch um den Auftakt Deines Prozesses handelte. 


Deine Ansichten und die Ansichten Deiner AnwältInnen zum Prozess 
sind uns nur in dem Maße bekannt, wie es vom Initiativkreis durch 
Prozessberichte und durch Deine Briefe nach außen getragen wird. 


Oury Jalloh - Das war Mord 


Das zweite Urteil im Prozess um den Tod von Oury Jalloh wurde gespro- 
chen. Wer das Feuer in der Zelle legte, bleibt jedoch auch nach 125 Pro- 
zesstagen — 59 im ersten und 66 im zweiten Verfahren — ungeklärt. Der 
Angeklagte war vom Landgericht Dessau freigesprochen worden. Der Bun- 
desgerichtshof hatte dieses Urteil jedoch im Januar 2010 aufgehoben und 
den Fall zur Neuverhandlung an das Magdeburger Gericht verwiesen. 


Der angeklagte Dienstgruppenleiter A. Schubert wurde wegen fahrlässiger 
Tötung zu einer Geldstrafe (10.800€) verurteilt. Richterin Methlings Gründe 
für den haltlosen „Schuldspruch“ waren unfassbar: der Angeklagte hatte 
den Flüchtling zu Unrecht festgenommen, eingesperrt und gefesselt, ohne 
ihn genügend zu überwachen. Schubert habe die Lage falsch eingeschätzt. 
„Die Festnahme war ein Irrtum.“ Daß Schubert keine/n Richter_in angeru- 
fen hatte, sei zwar gesetzwidrig, „Weil er aber schlicht die Rechtslage nicht 
kannte, war auch das ein Irrtum“, so Methling. 

Die von Anfang an einseitig ermittelnde Staatsanwaltschaft und das Land- 
gericht Magdeburg haben folgenreich versagt und wieder einmal das 
straffreie Morden der deutschen Polizei bestätigt. 


Das Fazit der Prozessbeobachtung des fast zweijährigen Revisionsprozes- 
ses ist: 


1.: Das Verfahren hat gezeigt, die Feststellung der Identität Oury Jal- 
lohs, seine Festnahme durch die Streifenpolizisten, die Blutentnah- 
me durch den Polizeiarzt, seine Fesselung an Händen und Füßen, 
die Isolation in der Zelle Nr. 5 sowie der verlängerte Freiheitsentzug, 
wurden komplett ohne Rechtsgrundlage durchgeführt. 

Ein undokumentierter Aufenthalt der Polizisten Hans-Ulrich März und 
Udo Scheibe in der Zelle 5, in welcher Oury Jalloh von denselben 
Beamten einige Stunden zuvor gefesselt worden war. Ein anderer 
Polizist hatte die beiden dort eine halbe Stunde vor Brandausbruch 
„mit Abtastbewegungen“ über den, zu diesem Zeitpunkt noch Leben- 
den, angetroffen. (!) 

2. : Eine zentrale, unbeantwortete Frage ist, warum die Feuerzeu- 
greste, die sich nicht bei der ersten Spurensicherung, sondern 
erst nachträglich bei den Asservaten angefunden haben, weder 
DNA-Spuren des Opfers noch Faserspuren seiner Kleidung oder der 
Matratze enthalten. 

Widersprüche zwischen Zeugenaussagen, die den ungeheuerlichen 
Verdacht nähren, dass Polizisten den Brand gelegt haben müssten, 
wurden nicht aufgelöst. 

All dies zusammen mit der Tatsache, dass zahlreiche Beweismittel 
verschwunden sind, die Polizeibeamten, die an jenem Tag ihren 
Dienst versahen, im Gerichtssaal eine kollektive Amnesie demonst- 
rierten oder sich in haltlosen Lügen übten, erweist sich wieder einmal 
als eine erfolgreiche Strategie der Polizei- und ihrer Kontrollbehör- 
den. 


Der Prozess um den Feuertod von Oury Jalloh im Polizeirevier Dessau wird 
in eine dritte Runde gehen. Nach der Staatsanwaltschaft haben zu Wo- 
chenbeginn auch Verteidigung und Nebenklage Revision eingelegt. 

Die Staatsanwaltschaft hat Revision eingelegt, um prüfen zu lassen, ob es 
sich bei Schuberts Verstößen möglicherweise nicht um fahrlässige Tötung, 
sondern um Freiheitsberaubung mit Todesfolge handelt. Die Anwälte der 
Verteidigung, Attila Teuchtler und Hans-Jörg Böger, sowie die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) halten die Bestrafung Schuberts ganz und gar für “ein 
Fehlurteil*, wie sie in einer gemeinsamen Mitteilung angaben. Ihrer Ansicht 
nach könne ein einzelner Beamter nicht für mangelnde personelle und tech- 
nische Ausstattung bestraft werden. Vielmehr habe der damalige Dessauer 
Revierleiter, Gerald Kohl, »die Verantwortung für den Gewahrsamsbereich 
nicht formgerecht delegiert«. Kohl leitet heute das Revier im Landkreis An- 
halt-Bitterfeld. 


Indem verantwortliche Personen des damaligen Innenministeriums Sach- 


Gerne kannst du uns aber Deine Ansichten zum Prozess mitteilen 
und gerne würden wir diese in unserer Zeitschrift veröffentlichen. 


Trotz allem können wir Deine Verägerung darüber gut verstehen und 
wir werden künftig besser darauf achten, welche Texte wir abdru- 
cken, welche wir aussortieren und welche gegebenfalls einiger Er- 
gänzungen bedürfen. 

Wir wünschen Dir viel Kraft und Ausdauer und verbleiben mit Liebe 
und solidarischen Grüßen! 


MitarbeiterInnen des Gefangenen Infos 


IN REMEMBRANCE OF 


OURY JALLOH 


Redahkfion 


sen — Anhalts die Er- 
mittlungsausrichtung 
im Fall Oury Jalloh auf 
die unglaublichste aller 
möglichen Brandursa- 
chen — die Selbstent- 
zündungshypothese 
— beschränkten, sollte 
darüber hinwegge- 
täuscht werden, dass 
in der Dessauer Poli- 
zei Menschen in Ge- 
wahrsam umgebracht 
werden. Dieses Revier 
war bekannt für seinen 
„harten Umgang mit 
Ausländern“, zudem 
gab es zwei weitere, 
bis heute ungeklärte To- 
desfälle: Ein Herr Rose 
wurde alkoholisiert von 
der Polizei im Park 
aufgegriffen und in Ge- 
wahrsam verbracht. Am 
Morgen lag er tot vor 
einem Hochhaus, zu welchem er keine persönliche Beziehung hatte. Der 
obdachlose Mario Bichtemann kam in der gleichen Zelle ums Leben, wie 
Oury Jalloh. Nach mehrstündiger Ingewahrsamnahme wurde er mit einem 
Schädelbruch aufgefunden. Leitender Dienstgruppenleiter war an diesem 
Tag ebenfalls Andreas Schubert. 

Der Mord an Oury Jalloh soll vertuscht werden, zu groß wären der Skandal 
und der Imageschaden für Sachsen-Anhalt damals wie heute. 


ITIENT: 


IN A POLICE-CELL 
IN DESSAU/GERMANY 


Auf Anweisung des Innenministeriums wurden alle Ermittlungsausrichtun- 
gen auf die Selbstentzündungsthese beschränkt. Ein rassistischer Mord, 
begangen durch Dessauer Polizeibeamte, wurde — und wird — durch die 
höchsten Instanzen Sachsen-Anhalts gedeckt. 

Nach dem skandalösen Freispruch in Dessau 2008 erfolgte in Magdeburg 
zwar eine Verurteilung des Angeklagten. Wir bewerten diese jedoch als 
Farce. Schubert wurde als Bauernopfer vorgeführt, um den rechtsstaat- 
lichen Anschein zu wahren. Die Verurteilung ist das geringere Übel, das 
Sachsen-Anhalt auf Justizebene in Kauf nehmen mußte, um den „Fall” 
Oury Jalloh endlich vom Tisch zu haben. Dieser könne ohnehin nicht mehr 
aufgeklärt werden sagen die Justizbehörden und geben vor, alles Mögliche 
getan zu haben. 


Vorraussichtlich Mitte Januar 2013 wird ein internationaler Brandgutach- 
ter mit Versuchen beginnen, die erstmals das Abbrennen der Matratze mit 
Brandbeschleunigern beinhalten werden. Wir erwarten Ergebnisse, die 
den Justiz- und Sicherheitsbehörden in Sachsen-Anhalt aufzeigen werden, 
dass ihre Selbstentzündungshypothese in keiner Weise realistisch ist. 


Wie jedes Jahr wird es am 7. Januar 2013, dem Todestag von Oury Jalloh, 
eine Demonstration durch Dessau geben. 


Oury Jalloh - Das war Mord! 
Wir fordern Aufklärung und Gerechtigkeit! 
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Der RASH-Aktivist Smily ist frei 
Interview mit Smily 


Smily war aufgrund einer handfesten Auseinandersetzung mit Anhän- 
gern der Grauzone und Sachbeschädigungsdelikten (Sprühen auf Po- 
lizeiwägen und Beschädigen des Schlagzeugs einer Grauzone-Band) 
sowie einer Beleidigung zu einer 10 monatigen Haftstrafe verurteilt 
worden. Von der Gruppe der 
Grauzone-Skinheads ging eine 
Beleidigung aus, um Smily we- 
gen seiner antifaschistischen 
Einstellung zu provozieren, 
woraufhin Smily die Gruppe 
angegriffen und danach ge- 
flohen sein soll, während die 
Gruppe bei der anrückenden 
Polizei bereitwillig Auskünfte 
über den angeblichen Her- 
gang der Auseinandersetzung 
machte und ihn nebenbei als 
Antifaschisten „denunzierten“. 
Der Konflikt zwischen RASH 
(Red & Anarchist Skinheads) 
und Anhängern der Grauzone 
schwelt schon seit langem in 
der Skinheadszene. In Stutt- 
gart setzt sich Smily schon seit 
vielen Jahren dafür ein, dass die Skinheadszene nicht von „halb“rech- 
ten bis rechten Kräften vereinnahmt werden kann, wohingegen die 
Grauzone-Vertreter genau diese Haltung angreifen, indem sie anti- 
faschistisch Aktive als „Linksfaschisten“ bezeichnen und sie in ihrer 
Person diffamieren. 


Zum politischen Verfolgungswillen... 


Der Wille der Gerichte und des Staatsschutzes in Stuttgart, Smily 
(endlich mal) wegzusperren, wurde durch ein paar Details recht deut- 
lich. Erst einmal wurde interessanterweise nicht von den „Opfern“ der 
Auseinandersetzung eine Strafanzeige gestellt, sondern die Staats- 
anwaltschaft Stuttgart san wegen „Öffentlichen Interesses“ die Not- 
wendigkeit Klage zu erheben. Der Staatsschutz Stuttgart veranlasste 
9 Tage vor seinem Prozess - am 9. Februar 2012 - wegen „Verdun- 
klungsgefahr“ eine Hausdurchsuchung bei Smily, bei der sein Rech- 
ner und Handy beschlagnahmt wurden und in dessen Folge er direkt 
nach Stammheim in U-Haft kam. Die „Verdunklungsgefahr“ als Haft- 
grund wurde damit begründet, dass Smily die Zeugen in einem Face- 
book-Eintrag bedroht haben soll, sie körperlich zu schädigen, wenn 
sie vor Gericht gegen ihn aussagen sollten. Der Facebook-Eintrag 
konnte aber weder von den Zeugen noch vom Staatsschutz vorgelegt 
werden. An genauen Wortlaut konnten sich die Zeugen auch nicht 
erinnern und so reichte dem Amtsgericht Stuttgart die Behauptung 
aus, dass Smily die Zeugen bedroht hätte, um ihn nach Stammheim 
abtransportieren zu lassen. Als bei der ersten Verhandlung am Amts- 
gericht am 17. Februar 2012 „Verdunklungsgefahr“ als Haftgrund 
nicht mehr haltbar war, wurde kurzerhand „Fluchtgefahr“ als neuer 
Haftgrund konstruiert. Die angebliche Fluchtgefahr wurde mit Smilys 
Gefangenenpost begründet, da Smily Post aus aller Welt bekam und 
aufgrund dessen davon auszugehen sei, dass er über ein weltweites 
Netz verfüge und jederzeit irgendwo untertauchen könnte. Abgesehen 
davon, dass nach Smilys Anwalt diese Begründung verfassungswid- 
rig ist, da sie gegen das StPo. GG und PostG verstößt, erscheint es 
mehr als absurd, dass die Aufrechterhaltung der U-Haft ausgerech- 
net mit der Gefangenenpost begründet wurde, denn Gefangenenpost 
kann es nur geben, wenn es Gefangenschaft gibt... Ein weiteres Bei- 
spiel ist das auffälligen Desinteresse vom Amts- und Landgericht, mal 
etwas gegen die Zeugen zu unternehmen, denn lustigerweise wurde 
Smily (mit einem auffindbaren Facebook-Eintrag) genau vom Umfeld 
der Zeugen körperlich bedroht, in dem darüber geprollt wurde, wie er 
es wohl finden würde, wenn 50 Grauzonisten bei ihm vor der Woh- 
nung stehen würden. Aber in seinen Artikeln schreibt Smily noch viel 


Redaktion 


mehr über die die offensichtlichen Versuche ihn zu brechen, über die 
Situation in Stammheim und über das Justizsystem (einsehbar auf: 
www.solikreis-stuttgart.tk und auf www.political-prisoners.net). Der 
auch im letzten Gl veröffentlichte Artikel „Stammheim von Innen“ lös- 
te sogar Vorladungen von Be- 
amten in Stammheim aus, weil 
diese das Zeigen von Hitlergrü- 
Ren ignoriert haben. 


Hallo lieber Smily! Schön, 
dass du wieder draußen 
bist! Erstmal, wie geht es dir 
denn? 


Soweit ganz gut, ich versuche 
mich gerade noch an die kapi- 
talistische Freiheit zu gewöh- 
nen. 


ID 


Deine Haftentlassung am 7. 
Dezember kam für viele über- 
raschend. Die vom Land- 
gericht verhängte Haftstra- 
fe über 10 Monate ist zwar 
vorbei, aber es gab ja die Befürchtung, dass du wegen offener 
Bewährungsstrafen noch länger drin bleiben musst, weil die Be- 
währungsstrafen vom Landgericht widerrufen wurden. Du bist 
nun in Revision gegangen, wie ist der aktuelle Stand? 


Bis ich nun in dritter Instanz angekommen war, hatte sich die ver- 
hängte Haftstrafe von 10 Monaten auch schon wieder erledigt und 
somit war der Haftgrund der angeblichen Fluchtgefahr hinfällig. Man 
hätte nun auch erneut aufgrund eines eventuell drohenden Bewäh- 
rungswiderrufes eine Haftgrundänderung konstruieren können. So 
wäre aus der Fluchtgefahr eine Sicherungshaft geworden. 


Das hieße, dass du, wenn es schlecht läuft, noch Mal rein müss- 
test? Für wie lange? 


Falls ein Bewährungswiderruf kommt, dann ja, und ich müsste mit 
weiteren 13 Monaten Haft rechnen. 


Die Angst vor Repression ist bei vielen politischen AktivistInnen 
sehr groß und eine Knaststrafe derzeit das stärkste (offiziell 
eingesetzte) Repressionsinstrument. Wie hast du es geschafft, 
nicht vom Repressionsapparat zerrieben zu werden? 


Man muss sich hierzu Wege suchen die Isolation zu durchbrechen 
und sollte vor allem seine eigene Identität nicht aufgeben, denn das 
ist es was der Unterdrückungsapparat erzielen will. Schreiben, Lesen 
und Trainieren sind da geeignete Mittel, um aus dieser Zeit auch noch 
etwas für sich mitzunehmen. Durch Schreiben und Lesen kann man 
die Isolation geistig durchbrechen und Solidarität von draußen gibt 
einem Kraft. Wenn man das Schreiben dann noch auf Produktivität 
steigern kann in Form von z.B. Knastberichten, die dann auch noch 
Wellen schlagen, ist das wirklich Balsam für die Seele. 


Der Artikel „Stammheim von Innen“ hat in Stammheim ja dazu 
geführt, dass Verfahren gegen Beamte eingeleitet wurden. Was 
für Reaktionen gab es dazu im Knast, wie hat sich das Verfahren 
weiter entwickelt? 


Also entwickelt hat sich daraus gar nichts, außer dass die besag- 
te SS-Stempelschachtel mittlerweile entfernt wurde. Mir war vorher 
aber auch schon klar dass man hier im Grunde nur versucht einen 
demokratischen Anschein zu wahren, der nichts weiter als eine Farce 
ist. Polarisierend wirkte das Ganze allerdings schon, so dass sich 


die Gefangenen darüber sehr freuten und die 
JVA-Beamten einmal mehr erkannten dass 
auch sie Namen und Adressen haben und zur 
Verantwortung gezogen werden können. 


Wie war dein Rückhalt bei den Gefange- 
nen? Beim Knastspaziergang am 8. De- 
zember hatten wir den Eindruck, dass du 
drinnen eine kleine Community aufgebaut 
hast, du wurdest von Gefangenen persön- 
lich gegrüßt, wie kam das? 


Abgesehen davon dass es da drinnen ohne- 
hin kaum einer fassen konnte weswegen ich 
in Stammheim gelandet bin, wurde durch die 
Solidaritätsarbeit von draußen oft auf mich 
aufmerksam gemacht so dass mich dann 
auch viele kennenlernen wollten, mit denen 
man sich später verbündet hat. Verbunden hat 
uns dort aber auch die Politik im Allgemeinen, 
nachdem viele erst im Knast erkannt haben 
wie einseitig Polizei, Richter, Staatsanwälte & 
Co. verfahren. 


Wie sieht es innerhalb des Knastes allge- 
mein mit dem Zusammenhalt unter Gefan- 
genen aus? 


Der Zusammenhalt war auf unserem Stock- 
werk von Anfang an sehr groß. Ich hatte im- 
mer das Gefühl einfach als Leidensgenosse 
und somit auch als Freund wahrgenommen 
zu werden, so dass alles andere erst einmal 
zweitrangig war. 


Hast du auch Kontakte zu anderen politi- 
schen Gefangenen? 


Ja, und die pflege ich auch von draußen noch 
weiter. 


Wie schätzt du die Rolle von politischen 
Gefangenen innerhalb der Knäste ein (auch 
gegenüber von sozialen Gefangenen)? Gibt 
es einen Unterschied? 


Der Beamte geht da wohl offensichtlich von 
einer möglichen Kaderfunktion aus, was die 
Sonderbehandlung von politischen Gefange- 
nen erklären könnte und warum man ständig 
versucht die einen von den anderen so gut es 
eben geht zu isolieren. Doch ist das Soziale 
meist eben auch politisch, wofür nur manchen 
das Bewusstsein fehlt. Das könnte dann wie- 
derum der politische Gefangene im sozialen 
Gefangenen wecken und das will man ver- 
meiden. Für die Erkenntnis dass es ohne den 
Kapitalismus auch weniger Kriminelle geben 
würde und dass der Repressionsapperat un- 
mittelbar mit der kapitalistischen Zwangsge- 
sellschaft zusammenhängt, reicht für manche 
die Knastsituation an sich aber auch schon 
aus. 


Du meintest in einem anderen Interview 
„Ich wurde für das bestraft was ich bin und 
nicht für das was ich getan hab.“ Kannst du 
das nochmal ausführen? 


Nunja, eingesperrt wurde ich wegen einem 
nichtauffindbaren Facebookeintrag und im 
Prozess hat man über widersprüchliche Aus- 
sagen und entlastende Details großzügig 
hinweggesehen. Man hat sich alles zurecht- 
konstruiert wie man es einseitiger nicht mehr 


schaffen könnte und der Verfolgungswille von 
staatsseiten aus wurde sehr transparent, so 
dass ich hier nur von einer Kollektivbestrafung 
gegen mich und meine Gruppe bzw. der Kri- 
minalisierung von Antifaschismus im Allgemei- 
nen ausgehen kann. 


Gibt es innerhalb der Subkultur Reaktio- 
nen darauf, dass man mit Leuten aus der 
Grauzone, wie dem Ex-Nazi Thilo Storz, 
der dich vor Gericht mit Nachdruck belas- 
tet hat, nichts zu tun haben sollte? Wird 
der Zusammenhang erkannt, dass es nicht 
nur um deine Person geht, sondern um die 
Kriminalisierung von Antifaschismus im 
Allgemeinen und dass deswegen eine soli- 
darische Haltung notwendig ist? 


Ich hoffe dass sich dadurch einige Leute dar- 
über bewusst geworden sind, dass dem Staat 
offensichtlich sehr daran gelegen ist, mit Hilfe 
von widersprüchlichen Aussagen aktive Antifa- 
schisten zu kriminalisieren und dass ihnen ei- 
ner wie Thilo Storz gerade recht kam und habe 
auch den Eindruck dass das Thema Koope- 
ration mit dem Staat innerhalb der Subkultur 
sehr auf Unverständnis stößt. 


Vielleicht kann man noch einen kleinen 
Blick in die Geschichte der Skinhead-Be- 
wegung werfen. Diese entstand ja in Eng- 
land in den 60ern unter englischen und 
jamaikanischen Jugendlichen, die vorwie- 
gend aus der Arbeiterklasse stammten und 
war daher natürlich klar antirassistisch 
aufgestellt. Erst später gab es Vereinnah- 
mungen von rechts, die dazu führten, dass 
viele Skinheads rechts waren und in der 
Öffentlichkeit Skinheads als Nazis wahrge- 
nommen wurden. Woran denkst du liegt es, 
dass das Problem mit der Grauzone über- 
haupt existiert, liegt es an der mangelnden 
politischen Aktivität von vielen, die in der 
Subkultur unterwegs sind? 


Mangelndes politisches Interesse ist das eine, 
das Interesse von rechts darauf einzuwirken 
das andere. Es ist nicht so leicht, offen fa- 
schistische Konzerte ungehindert durchzufüh- 
ren, so macht man sich das Label „unpolitisch“ 
zu nutze um diese Veranstaltungen zu tarnen. 
Für die unpolitische Fraktion ist es dann offen- 
bar auch nicht weiter schlimm wenn man sich 
mal den Konzertsaal mit Neonazis teilt, denn 
die Politik spielt ja für sie keine Rolle. So kann 
man dann auf jeder Hochzeit tanzen ohne ir- 
gendwo anzuecken und einfach nur dem Kon- 
sum verfallen. Im Grunde also genau entge- 
gengesetzt dem eigentlichen Gedanken der 
Subkultur. 


Wie ist die Situation in anderen Ländern? 


In Italien z.B. hatte ich immer den Eindruck 
dass es dort etwas wie eine Grauzone gar 
nicht gibt und die Fronten innerhalb der Skin- 
headszene geklärt sind. Wir stehen hier, die 
Anderen dort und dazwischen ist ein Graben, 
so sollte es eigentlich sein. 


Danke für das Interview. 


hurzmeldungen bundesweit 


Cengiz Obans Beuge- 
haft gecancelt 
Cengiz hatte im 
| en. 8129b-Prozess gegen 
| Gülaferit Unsal in Berlin 
im Dezember die Aussage 
verweigert und wurde des- 
halb zu 5 Monaten Beuge- 
haft und 300 € Ordnungs- 
geld verurteilt. Jetzt teilte er uns mit, „die 
Beugehaft wurde vom BGH aufgehoben 
und mir ein voll umfassendes Aussagever- 
weigerungsrecht zugestanden.“ 
Da eine 2/3 Entlassung vom OLG abge- 
lehnt worden ist, kommt er nach 6 Jahren 
Knast im November 2014 raus. 


(red.) 


Wramcime Dresden: Verhaftung in 
gen | Dresden 

„2, | Am 20.12.2012 wurde der 
Genosse R. verhaftet. R. 
EN ist einer der über 20 Be- 
schuldigen im 8129er 
J Verfahren, das seit An- 
fang 2010 gegen die so 
genannte „AntifaSport- 
gruppe“ in Sachsen und Brandenburg läuft. 
Der Vorwurf der „Körperverletzung“ der zur 
Verhaftung führte, hat zunächst nichts mit 
dem 8129 zu tun, lässt allerdings Spekula- 
tionen zu Zusammenhängen, gerade was 
R. betrifft, zu. 

R. befindet sich in Untersuchungshaft in 
der JVA Dresden, Hammerweg 30. 01127 
Dresden (red.) 


pl BRD: No Unions please, 
Ai we‘re German 

N] BRD-Großkonzerne ge- 
a/ hen massiv gegen die 
Gewerkschaftsarbeit in 
ihren ausländischen Nie- 
derlassungen vor. Sie 
kündigen aktiven Gewerk- 
schafterInnen, bespitzeln 
die Belegschaften und arbeiten mit Ein- 
schüchterungen und Drohungen, um den 
Aufbau gewerkschaftlicher Organisationen 
zu sabotieren. 

Unter anderem bedienen sich DHL, Bayer, 
Daimler, T-Mobile, Bosch, ThyssenKrupp 
und Siemens solcher Praktiken. 

Die Konzerne selbst streiten natürlich die 
Existenz solcher reaktionären Strategien 
ab. (red.) 


Dresden: Tommy Tank 
verlegt 

Am 20.12. ist Tommy in 
die JVA Dresden verlegt 
worden und fängt im Ja- 
nuar eine Ausbildung als 
Betriebsinformatiker an. 
Er wertet das so: „dass 
die Anstalt in Torgau es 
satt mit mir hat und mich in eine Beschäf- 
tigung bringen will, damit ich denen nicht 
mehr soviel Arbeit mache.“ Mit „viel Arbeit“ 
ist sein Engagement gegen die Repression 
im Knast gemeint. 

Tommy Tank, JVA Dresden, Hammerweg 
30, 01127 Dresden (red.) 
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Interview mit Georges Ibrahim Abdallah 


Georges Ibrahim Abdallah 


Liberez 
Georges 
Ibrahim 


4 Abdallah! 
e RR 
Aitk’,o a 


Mit großer Aufmerksamkeit habe ich die Fragen und Kommentare 
gelesen. In diesem Brief werde ich mich dem ersten Teil der Fra- 
gen widmen und über meine Situation sprechen, allgemein gese- 
hen über die Situation der revolutionären Gefangenen in diesem 
Land... und über Strafmilderungen [...]. 


Liebe Genossinnen, 


Ich bin zu lebenslanger Haft, davon 15 Jahre Sicherungsverwah- 
rung, verurteilt, und kann legal nach Ablauf des 15. Jahres seit 
Haftantritt, das heißt in meinem Fall seit Oktober 1999, entlassen 
werden. Nach Jahren der Sicherungsverwahrung eines militanten 
Revolutionärs, der zu lebenslanger Haft verurteilt wurde, wird die 
„Entlassung“ eher zu einer administrativen als einer gerichtlichen 
Maßnahme. Wohlgemerkt präsentiert sich diese Maßnahme, so 
der Staat will, in einer besonderen Form. Es gibt immer einen Ge- 
richtshof und einen Richter; eine Zeremonie, die nach einer wider- 
sprüchlichen Debatte, den Anwaltsplädoyers und einer Beratung 
schlussendlich glauben lässt, es sei eine gerichtliche Entscheidung 
gefällt worden...Doch die ganze Zeremonie ist nur Schein; ihr wur- 
de lediglich ein passender Rahmen gegeben. Heute findet das 
Ganze zentralisiert in Paris statt, unter Leitung eines Verwaltungs- 
beamten, der gleichzeitig Präsident des Vollstreckungsgerichts von 
Paris ist und sich in der Materie des „Terrorismus“ gut auskennt. 


Man muss dazu sagen, dass die Situation nicht immer so war. Ob- 
wohl die Gerichtsverhandlung in Frankreich seit dem Jahr 1986 
von einem speziellen Schwurgericht durchgeführt wurde, an dem 
nur professionelle Verwaltungsbeamte teilnahmen (so enthielt sie 
keine Jury), wurden die Akten von politischen Gefangenen (sprich: 
Terroristen) weder in Paris zentralisiert noch von einem einzelnen 
Vollstreckungsrichter verwaltet. So wurde mir am 19. November 
2003 auf lokaler Ebene vom Verwaltungsgericht von Pau (Frank- 
reich) die bedingte Haftentlassung zugesprochen. Allerdings wurde 
diese Entscheidung am 16. Januar 2004 auf Geheiß der Staatsan- 
waltschaft (auf Regierungsebene) entkräftet. Die nationale Recht- 
sprechung berief sich dabei auf die Argumente der Staatsanwalt- 
schaft (d.h.: der Regierung), die den regionalen Richtern vorwarf, 
„nicht beachten zu wollen, dass die Entlassung dieses Verurteilten 
als Provokation für Frankreich, die Vereinigten Staaten und Israel 
aufgefasst werden könnte, und das auch noch, obwohl die Situati- 
on im Nahen Osten keineswegs entspannt ist.“ Um zu vermeiden, 
dass eine Provinzverwaltung, sich selbst zu wichtig nehmend, dazu 
kommt, bestimmte Fälle ohne hinreichende Rücksicht auf die po- 
litischen und Regierungsangelegenheiten zu bearbeiten, hat man 
ein passendes Gesetz erlassen, um nun all diese Fälle in Paris zu 
zentralisieren und einem einzelnen Verwaltungsbeamten zu unter- 
stellen. Letzterer fungiert als Vollstreckungsrichter und als Vorsit- 
zender des Vollstreckungsgerichts. Und selbstverständlich folgt er 
peinlich genau den Anweisungen von höchster Stelle. 


Während seiner Inhaftierung unterliegt der politische Gefangene 


Wir hatten die Möglichkeit dem Genossen Georges Ibra- 
him Abdallah einige Fragen zu seiner Situation, den Hin- 
tergründen seiner Inhaftierung, zur Frage der Solidarität 
und zu weiteren Themen gestellt. 


Zwar wurde Ende November die Freilassung von Geor- 
ges Ibrahim Abdallah angeordnet, allerdings wurde die 
endgültige Entscheidung wieder mal vertagt. So steht die 
endgültige Entscheidung am 10. Januar an. 


Im Folgenden dokumentieren wir hier den ersten Teil sei- 
ner Antworten. 


einer besonderen Behandlung, in erster Linie darauf ausgerichtet, 
alles, was mit dem politischen Kampf zu tun hat, zu kriminalisieren. 
Die repressiven Gesetze und die präventive Konterrevolution grei- 
fen in dem gleichen Maße um sich, wie die Krise sich immer aus- 
weitet und der Widerstand gegen diese zunimmt. Es erscheint nur 
natürlich, diese Gesetze rückwirkend anzuwenden, insbesondere, 
wenn es um Gefangene geht, die sich widersetzen. Genossinnen 
und Genossen, man muss sich immer dessen bewusst sein, dass 
die Individualisierung und die Kriminalisierung immer zusammen 
gehen, von Anfang bis Ende der Haft. Bevor man einen politischen 
Gefangenen als Verbrecher präsentiert und genauso behandelt, 
muss man zunächst seine politische Identität zerstören. Um dieses 
Ziel zu erreichen, beschränkt sich die bürgerliche Justiz nicht dar- 
auf, jede kollektive Identität zu leugnen; nein, sie muss unbedingt 
erreichen, dass der politische Gefangene sie selbst leugnet und 
somit zur Zerstörung des kollektiven politischen Willen und der kol- 
lektiven Erinnerung beiträgt. Sie muss den politischen Gefangenen 
(Protagonisten eines revolutionären Kampfes, einen Widerstands- 
kämpfer) durch einen reuevollen Kriminellen ersetzen. Nur durch 
diesen Prozess können die Schritte eingeleitet werden, die eine 
vorzeitige Entlassung ermöglichen könnten. So kann die Bourgeoi- 
sie Tag für Tag verkünden: „Es gibt in einer Demokratie keine poli- 
tischen Gefangenen und es kann keine geben; es gibt nur gefähr- 
liche Kriminelle und Terroristen...“, „In unserer Demokratie werden 
keine militanten Kämpfer für ihre Überzeugungen eingesperrt... 
sondern es werden Terroristen, diese hoffnungslosen Kriminellen, 
neutralisiert.“ 


Es ist absolut notwendig, dass der politische Gefangene an der Ne- 
gation seiner Identität und der Entpolitisierung seiner vergangenen 
Aktionen teilnimmt, um diese schlussendlich zu kriminalisieren. So 
kommt es dann, dass wenn der politische Gefangene den oben er- 
wähnten Prozess nicht unterstützt, ihm die Chance auf Entlassung 
verweigert wird. Man erinnert ihn daran, dass „er seine politischen 
Überzeugungen nicht aufgegeben hat und sein Engagement gel- 
tend bleibt“, „Er besteht darauf, die Taten, derer er beschuldigt wird, 
weiterhin als Akte des Widerstands zu bezeichnen...“ Und deshalb 
„kann ihn die Stärke seiner Überzeugung und seines Engagements 
—- wenn sich der politische Kontext bietet — wieder in einen ent- 
schlossenen und unversöhnlichen Aktivisten verwandeln...“ Und in 
der gegenwärtigen Situation, da das Verhältnis zwischen revolu- 
tionären Kräften und der Konterrevolution so ist, wie es ist, kann 
man nichts anderes erwarten, als dass die Entscheidung über eine 
Entlassung negativ ausfallen muss. 


In einer Ansprache, adressiert an die GenossiInnen anlässlich einer 
Solidaritätskampagne vor der Lannemezan-Zentrale 2006, sagen 
J.M. Rouillan und ich: 


„Um auf Befreiung zu hoffen |[...], muss der Inhaftierte seine 
Vereinzelung bis zum Ende treiben, seine früheren Taten und 
ehemaligen GenossiInnen verunglimpfen ... 


[...] in den letzten Jahren sind es nicht 
mehr unsere Organisationen, in den wir 
gekämpft haben,die sie dran kriegenn 
wollen, denn oft existieren diese gar nicht 
mehr; es ist unser Kollektivitätssinn und 
ein Teil des revolutionären internationa- 
listischen Erbes, den sie uns entreißen 
wollen. Das Ziel ist es, die Versuche 
kämpferischer Praxis auszulöschen, die 
sich seit zwei Jahrzehnten in der Euro- 
päischen Zone und dem Mittleren Orient 
entwickelt hat...“ 


Auf diese Weise, Genossinnen und Genos- 
sen, hat die imperialistische Justiz dieses 
Landes meine vorherigen Anträge auf Ent- 
lassung wiederholt zurückgewiesen, vor sich 
die Fahne des Terrorismus her schwenkend, 
was als eine bequeme rechtliche Abkürzung 
dient. Man muss sagen, dass ab dem Mo- 
ment, wo das Kräftegleichgewicht für uns un- 
günstig ist, der Niedertracht keine Grenzen 
gesetzt sind. Ebendieses Kräfteverhältnis 
hat es bisher erlaubt, alle Anträge auf Entlas- 
sung abzulehnen; man kommt nicht umhin, 
folgende Tatsache klar zu benennen: Solan- 
ge der Häftling sich nicht gegen seine Über- 
zeugung ausspricht und auf welche Weise 
auch immer seinen Kampfgeist präsentiert, 
wird sein Antrag auf Entlassung prinzipiell 
abgelehnt; insbesondere dann, wenn MaR- 
nahmen zu seiner Überwachung und Kon- 
trolle eingeleitet werden sollen, jedoch an 
dem Ort, an dem er leben und arbeiten soll, 
nicht gewährleistet werden können (zum Bei- 
spiel im Falle eines ausländischen Militanten, 
dessen Entlassung immer mit Abschiebung 
in sein Herkunftsland verbunden ist). 


Genossinnen, ihr müsst wissen, dass in dem 
Moment, in dem die bürgerliche Justiz die 
politische Identität eines revolutionären Ge- 
fangenen zerstört, sucht sie nach Mitteln, die 
gesamte kritische Auseinandersetzung mit 
dem Kampf dessen zu verhindern und zu kri- 
minalisieren. Man will unbedingt alles zerstö- 
ren, was der kollektive revolutionäre Kampf 
hervorgebracht hat. Man will alle Verbindun- 
gen, die in den verschiedensten Kämpfen 
- von der internationalistischen revolutionä- 
ren Linken geführt — geschaffen wurden, ver- 
nichten und ebenso die globale Dynamik, die 
durch den weltweiten antiimperialistischen 
Widerstand entstanden ist, zunichte machen. 


Eine kleine Geschichte, GenossiInnen: Es 
waren fast 11 Monate offenen Vollzugs 


(kaum ein Monat bis dessen Beendigung), 
als er auf die Frage eines Journalisten ant- 
wortete: „Man hat mir verboten, über meine 
Vergangenheit zu sprechen, außer um sie zu 
verunglimpfen.“ Diese kurze „unglückliche“ 
Antwort brachte Jean Marc Rouillan ein Jahr 
Gefängnisstrafe ein...und ja, Genossinnen, 
die politische Identität und die Erinnerung 
an Kämpfe sind aufs Engste miteinander 
verbunden und die bürgerliche Justiz kann 
weder das Eine noch das Andere tolerieren. 
Beide müssen unwiederbringlich ausge- 
löscht werden. Dies ist der Grund, warum ei- 
nem politischen Gefangenen, der sich in Haft 
wie ein Revolutionär verhält, jede Strafmilde- 
rung verwehrt bleiben wird. 

Diese Art von Behandlung wird sich genau 
so lange fortsetzen, wie die Gefangenen 
sich weigern, die von den Herrschenden für 
sie vorgesehene Rolle einzunehmen: Eine 
Marionette im Dienst der konterrevolutionä- 
ren Propaganda! Und insoweit, dass das 
Kräfteverhältnis für einen unvorteilhaft ist, 
beeinflusst die Mobilisierung für eine Solida- 
ritätskampagne die Dynamik der laufenden 
Kämpfe eventuell nicht positiv. 


Nur von dem Augenblick an, wenn die ver- 
schiedenen Solidaritätsinitiativen sich ent- 
falten und auf dem Terrain des antikapita- 
listischen Kampfes an Stärke gewinnen, 
erweisen sich all die über die Jahre erprob- 
ten Repressionsmaßnahmen der Behörden 
gegen die revolutionären Gefangenen als 
unwirksam und ungeeignet. In dieser neuen 
Situation erkennt die bürgerliche Justiz (Rich- 
ter und andere Handlanger der Repression), 
dass Inhaftierung auf unbestimmte Zeit und 
all die Unterdrückungsmaßnahmen gegen 
die revolutionären Gefangenen zunehmend 
kontraproduktiv werden. Und in diesem Mo- 
ment entscheiden sie sich, Maßnahmen der 
Strafmilderung einzuleiten, die in der „be- 
dingten“ Haftentlassung der inhaftierten Ge- 
nossInnen münden... 


Ich halte hier an und hebe den Rest für das 
nächste Schreiben in nächster Zeit auf. 
Meine revolutionären Grüße an euch alle. 
Gemeinsam, GenossiInnen, und nur gemein- 
sam werden wir siegen. 


Euer Genosse Georges 


F 


1 Er | 


GEORGES IBRAHIM 


Kurzmeldungen inrernarional 


Athen: Alle Gefangene 
aus der Villa Amalias 
wurden freigelassen 
Nach einer Razzia, des 
seit 22 Jahren in Athen 
|besetzten Hauses „Villa 
—| Amalias“, wurden 8 Men- 
schen von Spezialein- 
heiten der griechischen 
Polizei am 20.12.2012 festgenommen. Alle 
sich diese Personen wurden ins Athener 
Zentralgefängnis gebracht. Unter den In- 
haftierten befanden sich auch zwei Ge- 
noss_innen aus Kiel. 

Seit dem 24.12. ist bekannt, dass mittler- 
weile alle acht Gefangene aus dem Knast 
freigelassen wurden. (red.) 


Nlndesesien: 2 anarchis- 


\ 


tischer Gefährten aus 
der Haft entlassen 
} Anfang Oktober 2011 wur- 
\ den die Anarchisten Rey- 
}| hart Rumbayan (Eat) und 
1 Billy Augustan verhaftet. 
J Ihnen wurde vorgeworfen 
einen Brandanschlag auf 
einen Geldautomaten begangen zu haben. 
Eat und Billy haben die Verantwortung für 
den Anschlag übernommen. Ihnen wurde 
der Prozess gemacht und waren ein biss- 
chen mehr als ein Jahr im Knast. 
Billy wurde im November entlassen und Eat 
ist seit Dezember auf Bewährung raus. 
(red.) 


Mexiko: Solidarität mit 
den Verhafteten und den 
Opfern der Repression 

Am 1. Dezember feu- 
erten Sicherheitskräfte 
aus Bundes- und loka- 
len Polizeibehörden mit 
Gummigeschossen und 
Tränengasgranaten auf 
Demonstrant*innen, verletzten dabei Dut- 
zende Menschen, mindestens zwei liegen 
noch immer im kritischen Zustand im Kran- 
kenhaus. Die Einwohner*innen von Mexi- 
ko-Stadt gingen auf die Straße, um gegen 
die Amtsübernahme durch den neuen me- 
xikanischen Präsidenten, Enrique Pena 
Nieto, zu protestieren. (red.) 


SENT Kolumbien: Morde an 
2] Gewerkschaftern in Ko- 


. Dezember 2012 
wurde in der Gemeinde 
& Puerto Gaitäan (Provinz 
Meta), in der Nähe der 
Büros des Unternehmens 
Termotecnica der Arbeiter 
Milton Enrique Rivas Parra, der für jenes 
Unternehmen als Elektriker tätig war, er- 
mordet. Er war führendes Mitglied in der 
Erdölarbeitergewerkschaft USO und hatte 
wenige Tage zuvor Morddrohungen erhal- 
ten. 

In den letzten zehn Jahren wurden rund 
1000 Gewerkschafterlnnen in Kolumbien 
umgebracht. (red.) 
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Repression gegen Mapuche 


Kugeln gegen Mapuche 


Die Bilder von vier durch die Polizei mit Schrotflinten verletzten indi- 
genen Minderjährigen hat Protestaktionen von indigenen und nicht-in- 
digenen Organisationen hervorgerufen. Neben der physischen Re- 
pression setzt sich auch die Diskriminierung der Mapuche durch die 
Justizbehörden ungebrochen fort. Erst kürzlich wurden zwei Mapuche 
zu langen Haftstrafen verurteilt und befinden sich deswegen im Hun- 
gerstreik. 


Die Fotos lösten Empörung aus, nicht nur bei Mapuche-Organisatio- 
nen, sondern innerhalb der gesamten Linken Chiles. Zu sehen waren 
Kinder und Jugendliche, die bei einer Protestaktion teilgenommen 
hatten und mit heftig blutenden Wunden an Kopf und Oberkörper ins 
Krankenhaus eingeliefert werden mussten. Dieser Fall brutaler Poli- 
zeigewalt ereignete sich in Ercilla in der Region Araucania, circa 850 
Kilometer von der Hauptstadt Santiago entfernt, auf einem Grundstück 
des Unternehmers Rene Urban. Er beansprucht das Reservat Igna- 
cio Queupil de Temucuicui für sich. Laut Mijael Carbone, Sprecher der 
Mapuche in dieser Gemeinde, entschlossen sich die Mitglieder zur Be- 
setzung, nachdem die Regierung ihr Versprechen, ihnen das Land bis 
März diesen Jahres zurückzugeben, nicht eingehalten hatte. 


Vor allem, dass Ex-Staatsanwalt Alejandro Pefia mit der Untersuchung 
des „Mapuche-Konflikts“ beauftragt wurde, ist ein eindeutiges Signal 
dafür, dass die Regierung an keiner politischen Lösung der Situation 
in der Region interessiert ist. Pefa — mittlerweile Beamter im Innen- 
ministerium — steht wegen der Rolle, die er beim sogenannten „Caso 
Bombas“ innehatte, stark in der Kritik. Der Fall, in dem 14 vermeintli- 
che Terroristen beschuldigt wurden, im Raum Santiago Bomben ge- 
legt zu haben, hat sich als komplette Schlappe für den chilenischen 
Sicherheitsapparat entpuppt. Mittlerweile sind alle Angeklagten freige- 
sprochen worden und Pena wird beschuldigt, die Anklage inszeniert zu 
haben. Dazu kommen die rassistischen Äußerungen Pefias zu diesem 
Fall. Bei einem Besuch des kolumbianischen Staatsanwalts Mario Igu- 
aran 2006 meinte er, dass „alle Indios Trinker waren, die ihre Frauen 
geschlagen haben und Land verkauften, um es dann wieder zurückzu- 
erobern“. 


Die chilenischen Gerichte fahren wie eh und je mit ihrer harten Linie 
gegen Mapuche-Aktivsten fort. Am 13. August verurteilte der Strafge- 
richtshof in Angol die beiden Mapuche-Aktivsten Daniel Levinao und 
Paulino Levipan zu zehn Jahren Haft. In einem Prozess ohne beweis- 
kräftige Indizien wurde ihnen versuchter Mord an Polizisten sowie ille- 
galer Waffenbesitz vorgeworfen. 


Dasselbe Gericht verurteilte am 28. August Mijael Carbone zu sieben 
Jahren Haft wegen versuchten Mordes an einem Polizisten. Der Vertei- 
diger des Angeklagten bezeichnet die Strafe als skandalös: „Hier wird 
ein Mapuche-Führer wegen eines angeblichen versuchten Mordes zu 
sieben Jahren Haft verurteilt, während die vermeintlichen Opfer nicht 
einen Kratzer abbekommen haben“. Carbone erschien nicht vor Ge- 
richt und erklärte in einer Stellungnahme am 29. August, dass er „diese 
rassistische Strafe von Richtern und der Regierung ablehnend“ in die 
Klandestinität gehen werde. Mit der Strafe werde versucht „die Mapu- 
che-Bewegung und ihre Führer zu neutralisieren, indem sie uns unse- 
rer Freiheit berauben und von unseren Familien entfernen.“ 


Nicht zu vergessen sind die Fälle von Alex Lemün und Matias Catrileo, 
zwei jungen Mapuche, die im Zusammenhang mit Landkonflikten von 
chilenischen Polizisten 2002 und 2008 ermordet wurden. Im Fall von 


Iniriafivkreis Mapuche 


Matias Catrileo wurde der Polizeibeamte Walter Ramirez Espinoza zu 
einer lächerlichen Strafe von drei Jahren Haft auf Bewährung verur- 
teilt, die er im Dienst verbüßte. Marco Aurelio Treuer, der die tödlichen 
Schüsse auf Alex Lemün abgegeben hatte, wurde nie verurteilt. 

Die Hartnäckigkeit, mit der die Mapuche juristisch verfolgt werden, hat 
aber nicht dazu geführt, dass die Organisationen und Gemeinden ihre 
Forderungen zurückschrauben. Ganz im Gegenteil: In den vergange- 
nen Monaten gab es immer mehr Widerstand, ebenso steigt die Zahl 
der Verletzten, Gefangenen und Verurteilten. 

Auch in den Gefängnissen bewegt sich etwas. In Angol haben am 27. 
August fünf gefangene Mapuche, darunter die zwei kürzlich verurteilten 
Jugendlichen, einen Hungerstreik begonnen. Sie fordern die Annulie- 
rung der Gerichtsurteile gegen Paulino Levipan und Daniel Levinao, 


Gericht annulliert Urteil gegen jungen 
Mapuche 


Der Oberste Gerichtshof in Chile hat das Urteil von sieben Jahren 
Gefängnis gegen den früheren Sprecher der indigenen Gemeinde Te- 
mucuicui Tradicional aus Ercilla, Mijael Carbone Queipul, annulliert. 
Queipul wurde für schuldig gesprochen, an einem Mordversuch gegen 
einen Militärpolizisten im Mai 2011 beteiligt gewesen zu sein. In sei- 
nem Urteil kommt der Oberste Gerichtshof nun zum dem Schluss, dass 
eine Verurteilung auf Grundlage der vorliegenden Zeugenaussagen 
unrechtmäßig ist. „Die Zeugen haben nicht angegeben den Beschul- 
digten gesehen zu haben, nicht einmal aus größerer Entfernung. Sie 
konnten keine Angaben zu seiner physischen Erscheinung machen“, 
so der Oberste Gerichtshof. 


Die indigene Gemeinde Temucuicui Tradicional aus dem Süden Chiles 
befand sich auf dem Großgrundbesitz Fundo Montenegro, welches sie 
als ihr angestammtes Land zurückforderte, als sich der Zwischenfall 
ereignet haben soll. Der junge Mapuche erkannte das Urteil nicht an, 
da anonyme Zeugen gehört wurden und das Verfahren sowie die Stra- 
fe ungerecht und rassistisch motiviert gewesen seien. Er entzog sich 
der Gerichtsbarkeit und befand sich seit fünf Monaten im Untergrund. 
Gleichzeitig stellte sein Anwalt Claudio Fierro einen Antrag auf Nichtig- 
keit, da es Verletzung des Rechts bei der Bewertung der Beweise und 
bei der Anerkennung des Angeklagten gegeben hätte. 


Neue Ausrüstung für die Bekämpfung 
der Mapuche-Aufstände 


Die chilenische Nationalpolizei wird neue technische Ausrüstung er- 
halten, um besser für das Vorgehen gehen Mapuche-Aufstände im 
Süden des Landes gewappnet zu sein Andres Chadwick, Mitglied der 
rechtskonservativen Partei Unabhängige Demokratische Union (UDI), 
war bisher Generalsekretär der aktuellen Regierung. Im Zuge einer 
Kabinettsumbildung Anfang November wurde er zum Innenminister 
ernannt. Zu seinem Amtsantritt erklärte Chadwick, mit harter Hand im 
Konflikt mit den Mapuches vorgehen zu wollen. Chadwick machte kei- 
nen genaueren Aussagen über die Art der Ausrüstung, sie solle aber 
Polizeioperationen auf dem Land sowie in der Luft unterstützen. „Sie 
wird uns helfen, einen besseren Hintergrund für präventive Aktionen 
zu schaffen. Außerdem werden wir durch sie mehr Beweismaterial für 
entsprechenden Gerichtsverfahren erhalten“, so der Innenminister 


Urteil gegen Marco Camenisch 
in Sachen bedingte Entlassung 


Am 8. November (am 19. No- 
vember erhalten) hat das VG 
über die Beschwerde gegen 
die Ablehnung der Direktion 
der Justiz und des Inneren 
Kt. Zürich meines Rekurses 
gegen Nichtgewährung mei- 
ner bedingten Entlassung 
durch das Amt für Justizvoll- 
zug entschieden (bzw. Nicht 
entschieden). 


Wie ich schon informiert ai 7 


habe (im Schreiben vom 

19.01.2012) lehnte ich damals eine Nichtan- 
hörung ab, was mir dann in den negati- 
ven Entscheiden in 1. und 2. Instanz auch 
prompt als weiteres Beispiel meiner man- 
gelnden Kooperationsbereitschaft angelas- 
tet wurde. Das VG erachtete das in diesem 
Fall auch zu behandelnde Rechtsgut einer 
„korrekten“ mündlichen Anhörung immerhin 
als dermaßen gewichtig, dass nicht wie üb- 
lich ein Einzelrichter sondern ein Kollegium 
aus drei RichterInnen sich mit der Angele- 
genheit befasste (bzw. Nicht befasste...). 
So fasst das VG zur „Nichtanhörung“ zu- 
Erzlaslustzieh 

.. Zusammenfassend ergibt sich, dass das 
rechtliche Gehör des Beschwerdeführers 
mangels vorgängiger mündlicher Anhörung 
verletzt worden ist. Die Gehörsverletzung 
wiegt schwer und kann im Beschwerdever- 
fahren nicht geheilt werden. Demzufolge ist 
eine Rückweisung der Sache an die Erstins- 
tanz (Amt für Justizvollzug ZH) angezeigt 
(...), die nach entsprechender Anhörung 
des Beschwerdeführers über die Sache neu 
zu befinden hat. Dies führt zu einer teilwei- 
sen Gutheißung der Beschwerde. ... 

Und entscheidet: ... Die Verfügung der Di- 
rektion der Justiz und des Inneren vom 
5. Juli 2012 sowie die Verfügung des Be- 
schwerdegegners (Amt für Justizvollzug) 
vom 13. April 2012 werden ... aufgehoben 
und die Sache wird an den Beschwerde- 
gegner zur neuen Entscheidung zurückge- 
wiesen. ... 

Und zur Verweigerung des unentgeltlichen* 
Rechtsbeistandes* durch die Direktion der 
Justiz und des Inneren wegen „Aussichtslo- 
sigkeit der Beschwerde“. 


. Für die Gewährung eines ** ist voraus- 
gesetzt, dass der Gesuchsteller mittellos 
ist und die Beschwerde nicht offensichtlich 
aussichtslos erscheint ($...). wegen lang im 
Knast ist von ... Mittellosigkeit auszugehen. 

. Angesichts der teilweisen Gutheißung 
der Beschwerde kann jedoch auch der Re- 
kurs an die Direktion der Justiz und des 
Inneren nicht als aussichtslos bezeichnet 
werden, umso weniger, als der Beschwer- 
deführer auch schon im Rekursverfahren 
die ungenügende Anhörung bestanden 
hatte. Als weitere Voraussetzung... für ei- 
nen unentgeltliichen Rechtsvertreter 


hurzmeldungen infernafrional 


USA: Leonard Peltier - 
SEE seit 1976 in Haft 


\ SSFREE In der Haft überlebte der 
R 


67 Jahre alte Leonard, 
eonart ein Mitglied des American 

Indian Movement (A.l.M), 
D eltier bereits zwei vermutlich 


] vom FBl organisierte 


Marco Camenisch 


Mordanschläge und ist 

inzwischen schwer an Diabetes erkrankt. 

Seit Herbst 2010 besteht der Verdacht, 

_. dass er Krebs haben könnte, aber die Be- 

hörden verweigerte ihm über Monate ihm 

Zugang zu umfassender Gesundheitsun- 

tersuchung, welche erst nach weltweiten 
Protesten zugestanden wurden. 


nicht in der u) 


darf der Mittellose gemäß $ ... 
Lage sein, seine Rechte selbst zu wahren. 


Sri Lanka: 
Die srilankische Polizei 
hat am 01.12. vier Stu- 
denten der Universität in 
Jaffna verhaftet. 
TamıL ELAMm stup| Diese Verhaftung folgte 
‚ wenige Tage nachdem 
das Militär und die Polizei 
einen gewalttätigen Angriff 
auf einen friedlichen Marsch von Studenten 
ausübten und sieben von ihnen am 28. No- 
vember verletzten. 
Seit mehreren Jahrzehnten sind die Ta- 
milen dem rassistisch geprägten Staat Sri 
Lankas unterworfen. 2009 kommt es zum 
Höhepunkt der Vernichtung: Kriegsverbre- 
chen, Menschenrechtsverletzungen, etc. 
(red.) 


.. Wenn ... der betroffenen Person ... eine 
schwerwiegende freiheitsentziehende Maß- 
nahme droht, ist die Bestellung eines unent- 
geltlichen Rechtsvertreters grundsätzlich 
[e [21 o/o]C=1 Pau DT-1 0 =T-KTe alt Zeigel=1iölsig-iggel-iiletel-t: 
sich seit dem Jahr 1991 ununterbrochen in 
Haft, was überdies für die Notwendigkeit ei- 
ner Rechtsvertretung spricht... 
Und entscheidet: Somit ist ... für das Re- 
kurs- und Beschwerdeverfahren ein unent- 
geltlicher Rechtsbeistand in der Person von 
RA BR zu bestellen. ... Die Direktion der 
Justiz und de Inneren wird angewiesen, RA 
BR für seine Aufwendungen im Rekursver- 
fahren angemessen zu entschädigen. ... 
Auch die von der Direktion der Justiz und 
des Inneren mir aufgebürdeten Rekurskos- 
ten von 841.- Schweizer Franken (Sfr) und 
die aktuellen VG-Kosten von 1140.- Sfr 
werden vom VG dem Amt für Justizvollzug 
auferlegt. 


Chemiewaffen- 


Militärs am 15 Novem- 
ber in Dersim kam es zu 
einem Gefecht mit der 
maoistischen Guerilla der 
MKP (Maoistisch Kommu- 
nistische Partei Türkei / Nord Kurdistan) - 
HKO (Volksbefreiungsarmee). 
Da sich die Guerillaeinheit in einer Höh- 
le verschanzt hatte, wurden sie mit che- 
mischen Waffen bombardiert und 24 
Kämpfer wurden dabei festgenommen. 
Alle von ihnen verweigerten die Aussage 
und traten in den Hungerstreik. (red.) 


Dieses erhält also vom VG (immerhin...) 
wieder eine der häufigen „Hauen“ wegen 
seinen üblichen rechtlich ziemlich üblen 
Rechtsverletzungen, die von seiner Direkti- 
on der Justiz und des Inneren regelmässig 
(und bei Beschwerden immerhin, bisweilen, 
erfolglos...) abgesegnet werden. 


Ansonsten ist festzuhalten, dass die Justiz 
(immerhin!) Knastzeit gegen mich heraus- 
geschindet hat, und dass das ganze nun 
von Vorne anfängt. Mein Rechtsvertreter 
mahnt nun umgehend die Frageliste zur 
[oJaallatoET=1oWnntälgte lie at-/gWe-Teiglilfelat-ToWaNglate/u Biete] 
und ein zügige Neue Entscheidung an. Zu 
erwarten sind nun einfach rechtlich korrek- 
tere und ansonsten inhaltlich genau glei- 
che Negativentscheide, mit denen sich das 
VG (und danach das BG als letzte Instanz) 
[EirailfelsKeleleis IS ERT WEEK RN Ice Fan 
LEBE TESEICHEelalsicche- Kiel er-I[eide I-X-T-W N 1127er 
rung stattfinden und die vom Amt für Jus- 
tizvollzug im August 2012 vom Knast hier 
angeforderte Empfehlung (zu k/einer be- 
dingten Entlassung) erfolgen, über die ich 
Olastet-1aT=1gTo E-To]er=1[e MTeiaW Koleil-WeL-\/e/aw=1gar=11c-H 
weiter informieren werde. 


FRSSETT Jahre „Resistencia 

M intemational.. 
| Bedeutet alternative Infor- 
| mationen und Hintergrün- 
®} de des politischen und 
bewaffneten Konfliktes in 
Kolumbien. Als sie in spa- 
A nischer Sprache erschien, 
da gab es eine Auflage 
von nur einigen Hundert. Das Interesse 
an Informationen aus Kolumbien. Mit der 
Verbannung der FARC-EP auf die Liste 
der „Terrororganisationen“ im Zuge des 11. 
September 2001 wurde die Herausgabe 
erschwert und musste in vielen Sprachen 
eingestellt werden. (red.) 
nutzIgefoKer= Tag[=Ya\E-Tei a Ze Fu N To) 17-12 1101-1092 0 4 Am IE- 5 
[eg K-1yAolülge mge Te: a\\'/=1y4 
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EU-Migrationsabwehr auf Kosten 


des arabischen Frühlings 


Marfhias Monroy 


Die Europäische Union unternimmt zahlreiche Anstrengungen, die Länder des 
arabischen Frühling verstärkt in die polizeiliche Zusammenarbeit einzubinden. 
Ein besonderer Schwerpunkt ist die Bekämpfung unerwünschter Migration 


Die EU-Kommission verhandelt mit der libyschen Regierung über 
die polizeiliche und militärische Zusammenarbeit mit der Europäi- 
schen Union. Die Themen tangieren die Bereiche Inneres, Militär 
und Entwicklung, die Rede ist von der Reaktion auf Konflikte und 
Katastrophen. Die Vokabeln legen nahe, dass Libyen damit auch 
in die „Gemeinsame Außen- und Verteidigungspolitik“ der EU ein- 
gebunden werden soll. Das Abkommen wird im Rahmen der „Ge- 
meinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ (GSVP) der EU 
verhandelt. Damit fällt es in den Zuständigkeitsbereich des zivil-mi- 
litärischen Europäischen Auswärtigen Diensts (EAD). Es geht vor 
allem um den Polizeiaufbau: Die libysche Regierung soll befähigt 
werden, verstärkt gegen „organisierte Kriminalität, Schmuggel und 
Terrorismus“ vorzugehen. Besonderer Wert wird auf den Betrieb 
polizeilicher Datensammlungen und den Austausch von Informa- 
tionen gelegt. Die libysche Polizei wird zunächst mit einer Kom- 
munikationsinfrastruktur ausgerüstet. Hierzu gehört die Fähigkeit, 
Daten zu sammeln, zu analysieren und zu verarbeiten. Libyen soll 
in eine „internationale Polizeigemeinschaft“ aufgenommen und 
an das Zentralbüro der internationalen Polizeiorganisation Inter- 
pol angeschlossen werden. Geplant ist überdies eine Mission zur 
„Krisenreaktion“ an der libyschen Grenze zur Sahara. Neben „Ter- 
rorismus“ sollen unerlaubte Grenzübertritte und Drogenschmug- 
gel aufgespürt werden. Libyen ist auch der erste nordafrikanische 
Partner der Überwachungsplattform „Seahorse Mediterraneo“, das 
von Spanien eingerichtet wurde und polizeiliche und militärische 
Aufklärungsdaten über das Mittelmeer zusammenführt. An dem 
Projekt wollen alle EU-Mitgliedstaaten teilnehmen, die eine Au- 
ßengrenze am Mittelmeer haben. „Seahorse Mediterraneo“ wird 
in das EU-Grenzüberwachungssystem EUROSUR integriert, das 
nächstes Jahr in Betrieb genommen wird. Als Zentrale fungiert die 
EU-Migrationspolizei FRONTEX mit Sitz in Warschau. Zunächst 
startet EUROSUR mit sieben Mitgliedsstaaten an den Grenzen der 
südlichen und östlichen EU-Mitgliedstaaten, die hierfür „Nationale 
Koordinierungszentren“ eingerichtet haben. 


Auch die Abwehr von Migranten aus Tunesien wird weiter hoch- 
gerüstet. Anfang Dezember hatte der tunesische Innenminister Ali 
Larayedh von seiner italienischen Kollegin zwei Patrouillenschiffe 
entgegen genommen, um damit vor der tunesischen Küste auf 
die Jagd nach Flüchtlingsbooten zu gehen. Als offizieller Verwen- 
dungszweck wird der „Kampf gegen die klandestine Migration und 
zur besseren Überwachung der tunesischen Küsten“ angegeben. 
Das Geschenk geht an die tunesische Nationalgarde, die für die 
Sicherheit der Seegrenzen zuständig ist. Die von der italienischen 


Innenministerin Anna Maria Cancellieri übergebenen Patrouillen- 
boote haben einen Wert von rund 16 Millionen Euro. Ein weiteres 
Schiff im Wert von sechs Millionen Euro soll bald übergeben wer- 
den. Die Lieferungen basieren auf einem Abkommen der tunesi- 
schen Übergangsregierung unter Präsident Beji Caid Essebsi, das 
dieser mit dem früheren italienischen Premierminister Silvio Ber- 
lusconi im Mai 2011 geschlossen hatte. Kurz nach dem erfolgrei- 
chen Umsturz in Tunesien ergriff Italien mehrere Initiativen, um die 
erwartete Zunahme von Bootsflüchtlingen einzudämmen. Schon 
damals wurden vier italienische Patrouillenschiffe im Wert von rund 
4,4 Millionen Euro an Tunesien verschenkt. Zur Lieferung gehörten 
auch Fahrzeuge für die landseitige Überwachung der Seegrenzen. 
Mit der neuen Lieferung baut Italien seinen sicherheitspolitischen 
Einfluss in Nordafrika weiter aus. Vor allem in Libyen finanzierte die 
Regierung in Rom im Rahmen des „Freundschaftsvertrags“ etliche 
Projekte zur Grenzüberwachung. Unter anderem hatte die Firma 
SELEX, ein Ableger des Rüstungsgiganten Finmeccanica, einen 
entsprechenden Auftrag über 300 Millionen Euro abgeschlossen. 
SELEX hatte bereits mit den Arbeiten begonnen, als Gaddafi ge- 
stürzt wurde. Die jetzt an Tunesien verschenkten Schiffe werden 
zwar von Italien überlassen, dürften aber wie im Falle Libyens im 
Zusammenhang mit der Aufrüstung der südlichen Außengrenzen 
der Europäischen Union stehen. Auch die Landgrenzen zu Algeri- 
en werden von Tunesien aufgerüstet. Staatssekretäre der Regie- 
rung sind Anfang Dezember nach Algier aufgebrochen, um über 
die gemeinsame Grenzsicherung zu beraten. Geplant ist die Ein- 
richtung von Arbeitsgruppen auf lokaler, regionaler und nationaler 
Ebene, um entsprechende Maßnahmen zu koordinieren. Eigent- 
lich sollen auch Algerien, Ägypten und Tunesien in die Überwa- 
chungsplattform „Seahorse Mediterraneo“ aufgenommen werden. 
Im Gegensatz zu Libyen weigern sich die Länder allerdings bislang 
erfolgreich. Nun wird der Druck insbesondere auf Tunesien erhöht: 
Die Regierungen Spaniens, Italiens und Frankreichs organisieren 
hierzu eigens eine Delegation nach Tunis. 


Deutlich wird, wie die Länder des arabischen Frühlings zu Vorpos- 
ten der Festung Europa gegen unerwünschte Migration ausgebaut 
werden sollen. Zwar taucht in den Verhandlungen zur polizeilichen 
Zusammenarbeit hin und wieder die Formulierung auf, die MaR- 
nahmen müssten sich an Menschenrechten orientieren. Konkrete 
Forderungen oder Absichtserklärungen fehlen allerdings. Dies be- 
trifft insbesondere die Kooperation mit Libyen: Bislang ist die neue 
Regierung in dieser Richtung nicht wirklich tätig geworden. Im Ge- 
genteil berichten Menschenrechtsorganisationen über Hetzjagden 
auf Migranten aus zentralafrikanischen Ländern. Libyen verfügt 
über kein Asylsystem, Flüchtlinge werden in staatlichen Gefäng- 
nissen festgehalten. Immer wieder werden aus den Haftanstalten 
schwere Misshandlungen und Folterungen berichtet. Hindernisse 
ergeben sich auch beim Datenschutz: „Drittstaaten“ wie Libyen 
oder Tunesien dürfen beispielsweise nicht ohne weiteres am Da- 
tentausch mit EU-Mitgliedstaaten beteiligt werden. Um sie dennoch 
möglichst umfassend zu integrieren, schlägt ihnen Spanien die 
Entsendung von „Verbindungsbeamten“ in zwei Lagezentren vor, 
die im Rahmen des „Seahorse Mediterraneo“ in Italien und Malta 
errichtet werden. Die nordafrikanischen Polizisten könnten durch 
diesen Trick auch an gemeinsamen Operationen mit der EU-Migra- 
tionspolizei FRONTEX beteiligt werden. 


Matthias Monroy 


AR 


Zeichnung von Mark Altmeyer 


Briefe von Gefangenen 


Brief von Faruk Ereren zu Cemal Altun vom 


09.11.2012 
— Lieber ..., 


ich habe beide Briefe vom 23.10.2012 mit den 
Nummern 82 und 83 am 08.11.2012 erhalten. 
Vielen Dank. 


Ich hoffe, dass eure Anti-Knast-Tage-Aktivitäten in Dresden nach 
Euren Vorstellungen verlaufen sind. 


Ja, der Militärputsch vom 12. September 1980 ist ein wichtiger 
Abschnitt für die türkische Linke. Es ist wie eine neue Zeitrechnung. 
So ist es auch für das Volk. In unserem Land wird bei vielen Schilde- 
rungen unterschieden zwischen vor dem 12. September und danach. 
Denn das heutige ökonomische, gesellschaftliche und politische Sys- 
tem steht in einer Kontinuität zum 12. September. Aber dieses Sys- 
tem wurde durch den erbitterten Kampf der Revolutionäre, speziell in 
den 90‘ern, stark geschwächt. Deswegen versucht die Bourgeoisie 
heute die faulenden Seiten dieses Systems zu beseitigen und sich zu 
teilweisen Neuerungen zu bewegen. 


Mir geht es gut, Wolfgang. Meine Gesundheit und meine Moral sind 
gut. Auch in juristischer Hinsicht gibt es nicht viel Neues. Ich warte 
auf die Verhandlung, die am 29. November vor dem BGH stattfinden 
soll. Auf meinem Auge sehe ich immer noch verschwommen. Wie ich 
bereits schrieb, liegt es wahrscheinlich am Alter. Außer einer Schwel- 
lung habe ich keine weiteren Beschwerden am Auge. 


Du wolltest, dass ich etwas über Cemal Kemal Altun schreibe. Ich 
schreibe diesen Brief u. a. aus diesem Grund auf türkisch. 


Cemal kommt aus derselben Region wie ich. In der östlichen 
Schwarzmeer-Region sind unsere Geburtsstädte benachbart. Ich 
meine, ich wurde in der Stadt ORDU geboren und bin dort aufge- 
wachsen. Er hingegen ist in SAMSUN geboren und aufgewachsen. 
Der große Bruder von Cemal ist Abgeordneter der Republikanischen 
Volkspartei (CHP) in Samsun. Seine Bekanntschaft mit der Politik 
rührt daher. Die CHP ist in unserem Land eine bürgerliche Partei 

mit sozial-demokratischen Neigungen. Cemals Bruder ist einer der 
progressivsten Abgeordneten dieser Partei. Aber Cemal wählte nicht 
seinen (seines Bruders; Anm. d. Übersetzers) Weg, sondern wurde 
Revolutionär. Er vollzog diesen Schritt, indem er der revolutionären 
Jugendbewegung beitrat. Das war in den Universitätsjahren. Wenn 
ich mich nicht falsch erinnere, war er Student an der Fakultät für 
Politik-Wissenschaften in Ankara. In dieser Fakultät nahm er seinen 
Platz innerhalb der DEV-GENC Organisation ein und wurde in der 
Folgezeit zu einem der Studentenführer der DEV-GENC in Ankara. 


Aber ich habe meine Bekanntschaft mit ihm nicht in dieser Zeit ge- 
macht. In dieser Zeit befand ich mich in Istanbul. Wir machten unsere 
Bekanntschaft nach meinem Umzug nach Ankara. Es waren Zeiten, 
in denen die Fußschritte des Militärputsches vom 12. September 


aus nächster Nähe zu spüren waren. Wir warteten darauf, dass der 
Putsch jederzeit erfolgen könnte. Und sehr viele Revolutionäre trafen 
ihre Vorkehrungen damit, indem sie ihre Wohnorte verließen und sich 
an anderen Orten niederließen. Und ich hatte Istanbul verlassen und 
mich in Ankara niedergelassen. Und Cemal gehörte zu den Men- 
schen, die mich in ANKARA als Erste empfingen. Ich erinnere mich 
an unser Treffen an einer Bushaltestelle, als wäre es heute. 


Anschließend war auch Cemal dazu gezwungen, den Jugendbereich 
zu verlassen. Weil die Universitäten und Studentenheime unter die 
volle Kontrolle der Junta gerieten, waren diese Orte als Treffpunkte 
nicht mehr geeignet. Daraufhin haben wir mit Cemal begonnen, in 
den armen Gecekondu-Vierteln Ankaras zu arbeiten. Dort haben wir 
versucht, die Volks-Opposition gegen die Junta zu organisieren. In 
dieser Arbeitsphase war ich in ständigem und engem Kontakt zu ihm. 


Auch nach dem 12. September haben wir unsere Aktivitäten eine 
Weile fortgesetzt. Und ich erinnere mich gut, dass ich mich mit ihm 
eine Weile inmitten eines Gendarmerie-Einsatzes wiederfand. Zu 
dieser Zeit hatte die Gendarmerie unseren Standort vollkommen 
umzingelt und wischte auf der einen Seite Wandparolen von Revolu- 
tionären weg und neu auf der anderen Seite en Personen 
fest. Es gab B 

Massenfest- 
nahmen. Auch 
uns hatten 

sie umzingelt. #% 
Aber mit etwas 
Kaltblütigkeit 
und weil wir 
aus derselben 
Region waren, 
ließen sie den 
Verdacht fallen | 
und uns gehen. 


Während die- 
ser Aktivitäten 
verloren wir eine Weile später den Kontakt zu Cemal. Er kam nicht 
mehr zu seinen Verabredungen. Wir riefen seine Familie an. Es hieß, 
wir sollten hier nicht anrufen. Aber wir hörten nicht auf und hörten uns 
in seinem Umfeld um. Wir erfuhren, dass er sich ins Ausland bege- 
ben hatte. Cemal hatte es vorgezogen, das Land zu verlassen und in 
Deutschland Exil zu suchen. Ich hatte später aus der Presse erfah- 
ren, dass er hier verhaftet worden war. Damals hatte die türkische, 
bürgerliche Presse ein großes Interesse an Cemals Verhaftung und 
an seinem Prozess zur Auslieferung. Schließlich ereignete sich das 
bekannte, tragische Ereignis. Als ich davon erfuhr, war ich in Ankara. 
Und natürlich war ich sehr traurig darüber. Und immer, wenn ich mich 
daran erinnere, fühle ich einen Schmerz in mir... 


Meine Bekanntschaft zu Cemal und mein Wissen über ihn habe ich 
geschildert. 


Innigste Grüße und Liebe, mein Bruder... 
Pass auf dich auf... 


Faruk Ereren 


» Schreibt den Gefangenen! 
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Faruk Ereren 

JVA Düsseldorf 
Oberhausener Str. 30 
40472 Düsseldorf 
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Brief von Tommy Tank vom 30. November 
2012 


EB" 


Verlegt in eine Abstellkammer 


Der politische Gefangene Tommy Tank beschrieb 

in einer schriftlichen Eingabe an den Petitions- 
ausschuss des Sächsischen Landtags die Zelle, in der er sich seit dem 
23.10.2012 gegen seinen Willen befindet. Wir dokumentieren dieses 
Schreiben: 


Betr. Justizvollzug 


Petition im allgemeinen Interesse: 

Sperrung des Haftraums HR 117 auf Station A1 in der JVA Torgau 
wegen viel zu kleinen Fensters (Verstoß gg. Grundsatz aus & 144 St- 
Vo112G) 


Als einziger Haftraum verfügt die Zelle 117 auf Station A1 der JVA 
Torgau über eine viel zu kleine Fensterfläche. Der Gesetzgeber sieht 
die Justizvollzugsanstalten in der Pflicht, Räume ihrem Zweck entspre- 
chend auszugestalten und diese gerade mit ausreichender Fensterflä- 
che auszustatten, um eine gesunde Lebensführung sicherzustellen, & 
144 Abs. 1 SI:Vo11zG. 


Im Nachfolgenden wird zitiert aus Kommentar zum Strafvollzugsge- 
setz, Feesl:/ Lasting, 6. Auflage, 2012, 8 144, R11. 6 : Die Fenstergrö- 
Re wird in Größenordnungen mit einem Siebentel oder einem Achtel 
der Bodenfläche angesetzt. Nach den europäischen Minima 1975 (Nr. 
10 a) mussten die Fenster groß genug sein, dass die Gefangenen u.a. 
bei Tageslicht lesen oder arbeiten können, und so eingerichtet sein, 
dass frische Luft einströmen kann ohne Rücksicht darauf, ob eine 
künstliche Belüftung vorhanden ist oder nicht. Die europäischen Straf- 
vollzugsgrundsätze 1988 und die European Prison Rules 2006 Nr. 18.2 
enthalten die gleiche Regel, erlauben aber indirekte Belüftung, wenn 
eine entsprechende Klimaanlage vorhanden ist (Nr. 16a EPR). Deut- 
licher noch die Standards des ‚Komitees zur Verhinderung von Folter‘ 
zu natürlichem Licht und frischer Luft: Es handelt sich hierbei um Grun- 
delemente des Lebens, deren Genuss jeder Gefangene beanspruchen 
kann. Nr. 106 Abs. 2 DVollzO (Anm., Dienst- und Vollzugsordnung der 
Länder, bis 1977) schrieb eine Mindestgröße der Fenster von 1 qm 
vor: Dies ist als absolute Mindestgröße der Fenster anzusehen, wenn 
eine gesunde Lebensführung nicht bedroht sein soll. (Hervorhebung 
im Original) 


Hinzu kommt, dass in diesem Raum unter dem Fenster das Bett ange- 
ordnet ist und der einzige Schreibtisch somit an einer äußerst ungün- 
stigen Stelle, in der dunkelsten Ecke der Zelle, aufgestellt ist, was den 
Effekt des ungenügenden Lichteinfalls verstärkt. 


In der Zelle 117 beträgt die reine Fensterfläche 0,62 x 0,43 m also nur 
0,27 qm. Dort gibt es nur den einen Fensterflügel. Alle anderen Zellen 
sind mit merklich größerer Fensterfläche ausgestattet, nämlich 0,69 X 
0,47 m, also 0,65 qm. Außer der Zelle 117 verfügen alle anderen Zellen 
meiner Erkenntnisse zufolge über 2 Fensterflügel. 


Ganz offensichtlich handelte es sich bei Zelle 117 um eine ehem. Ab- 
stellkammer, die wegen allgem. Raumknappheit in der JVA Torgau zur 
Zelle umfunktioniert wurde. Die Zelle 117 wird als ‚normaler Haftraum‘ 
genutzt, ist also nicht für besondere Zwecke vorgesehen, wie dies bei 
einem besonders gesicherten Haftraum oder einem vandalensicheren 
Haftraum der Fall ist. 


Der Blick aus dem Fenster in dieser Zelle ist dadurch erschwert, dass 
mensch auf das Bett steigen muss, um nach außen sehen zu kön- 
nen. Betroffene mit kleinerer Körpergröße werden wahrscheinlich ei- 
nen Stuhl benötigen, den sie auf das Bett stellen müssten, um aus 
dem sehr hoch gelegenen Fenster sehen zu können. Dies birgt weitere 
Gefahren, die durch eine Sperrung des Raumes vermieden werden 
können. 


Der Raum mit den kleinen Fenster ist wirklich niemandem zuzumuten. 
Er verletzt die Würde des Betroffenen. Dies gerade auch deshalb, weil 
keinerlei Kompensation durch Faktoren wie Aufschluss auf dieser Sta- 
tion A1 in der JVA Torgau möglich ist, da der Tagesablaufplan einen 
Aufschluss erst gar nicht vorsieht. 


Die psychischen Auswirkungen auf die Gesundheit der eingesperrt 
werden, sind vermeidbar, indem z.B. eine Sperrung des Raums veran- 
lasst wird. Dies rege ich hiermit an. 


Tommy Tank 


>» Schreibt den Gefangenen! 


Tommy Tank 
JVA Torgau 

Am Fort Zinna 7 
04860 Torgau 
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Brief von Mark Altmeyer vom 14.10.2012 
Hey Ho, 


Nun bin ich genau 1 Jahr eingesperrt und war- 

te auf meine Entlassung. Mir wurde eröffnet, das 

ich nicht auf Bewährung oder Reststrafe hoffen 
brauche, solange ich „mit dem roten Gesock's sympathisiere“. Damit 
kann ich leben, denn in der Zeit hier drinnen kann ich das tun, was 
ich draußen auch tue, ich setzte mich mit aller Kraft für die Rechte, 
Wünsche, Belange meiner Mitgefangenen ein. Seit 2 Monaten bin ich 
hier in Stadelheim Repräsentant der IV.| und man kann sagen, das wir 
schon einiges bewirkt haben. Natürlich bekomme ich ihre Repression 
zu spüren... die TAZ kommt alle 3 Tage, als „gesammeltes Werk“, Post 
von „Die Linke“, Rote Hilfe usw. läuft über „die Sicherheit“. 
Allerdings wurde noch keine Post oder Zeitung angehalten. 
Als ich hier ankam, wurde ich in den sogenannten Arbeitsbetrieb Ill 
gesteckt... für eine Zulieferfirma musste ich für 76 Cent Aluteile mit 
einem 3-Ecksschleifer bearbeiten... den ganzen Tag, mit Schutzbrille, 
Mundschutz, Ohrstöpsel und war mit feinem Alustaub überzogen. Als 
ich mich „erdreistete“, die Unterbezahlung anzusprechen und einen 
rechtsmittelfähigen Beschluss für die Klage gegen die Ablehnung einer 
höheren Lohnstufe + Prozente zu fordern, wurde halt meine Zelle auf 
den Kopf gestellt, und ich musste wiederholt zu Urinkontrollen usw. ! 
(ich habe, wohl bemerkt, keinen Btm-Eintrag). Die Klage läuft und mein 
besonderer Dank geht an Ulla Jelpke („Die Linke“) und ihren Einsatz, 
durch den ich in einer Nacht- + Nebelaktion in die Schlosserei und in 
ein anderes Haus gekommen bin. 
Ich sitzt übrigens wegen Computerbetrug, widerrechtliche Benutzung 
des Datennetzes, 


Ausspähung von Daten usw. - kurz wegen Hacken! Ich habe mich u. 
a. in die Schufa gehackt, und habe Datensätze zum Nachteil von Un- 
ternehmen verändert und habe negative Einträge gelöscht... Auslöser 
war meine damalige Nachbarin, eine alleinerziehende Mutter, die sich 
einen Kleinkredit holen wollte, welcher ihr aber abgelehnt wurde, weil 
sie ( O-Ton der Bank ) in der falschen Gegend wohnt und deshalb ihr 
Score ( ein perfides Punktesystem, um den Menschen zu „bewerten“ 
), zu niedrig sei. Dieser und andere ähnliche Vorfälle haben mich dazu 
bewogen... außerdem habe ich über die Daten Gehälter usw. von Rich- 
tern, Staatsanwälten u. ä. Kreaturen freigelegt. 


Na ja, alles in allem muss ich jetzt nochmal 2 Jahre hier verbringen, 
und dann geht der Kampf draußen weiter. Mein Besonderer Dank gilt 
Pit Scherzl, die Rote Hilfe, Alex Stricker aus Berlin, Die Linke, das Ge- 
fangenen Info, die CB6. Und alle, die mir in Zukunft noch schreiben 
und mich stärken. 

Es lebe der Kampf 

Solidarische Grüße, Mark 


Bleibt bitte so wie ihr seid. 
Solidarische Grüße 
Mark 


P.S. Mark würde sich über Post freuen. 
» Schreibt den Gefangenen! 

Mark Altmeyer 

c/o JVA 


Stadelheimerstr. 12 
81549 München 


Zu dem Buch „Die Solidarität organisieren“ von Hartmut Rübner 


Wir haben in unserer Ausgabe 368 dieses Buch angekündigt, obwohl wir es 
noch nicht gelesen hatten. Wir gingen davon aus, dass ein Buch aus dem 
linken Berliner Plättners Verlag okay ist. Das hat sich bei der Sichtung der 
Lektüre als Fehler erwiesen. Wir haben als Redaktion eine Verantwortung 
für unsere Leser_innen, die davon ausgehen, wenn wir was empfehlen, hat 
das schon seine Richtigkeit. 

Gut sind an dem Buch seine zahlreichen Materialien. Was uns stört, sind 
Rübner's politische Bewertungen und Einschätzungen. 

Schon das Vorwort von Karl-Heinz Roth ist heftig. Die Bewaffnung der RAF 
oder der „Bewegung 2. Juni“ 

wird nur als Reaktion auf staatliche Repression gewertet. Was nicht stimmt, denn es ging 
gerade darum, die antagonistischen und internationalistischen Inhalte aus der 68er-Bewe- 
gung zu bewahren und weiter zu entwickeln. Das dann auch noch als „autoritäre Kader- 
struktur“ zu bezeichnen, ist schon eine Denunziation von einem ehemaligen Militanten, der 
selber mal im Knast war. 

Rübner agiert ähnlich und übernimmt auch teilweise „Rohentwürfe“ von Markus Mohr. Zu 
Mohr siehe eine Kritik im GI 368. Folglich bezieht er sich distanzlos auf Schreiberlinge wie 
Aust, Kraushaar, die mit Geheimdiensten kooperieren, und den Kronzeugen Klein. 
Während er die RAF regelmäßig abwatscht, lobt er das Sozialistische Büro (SB), das 
schlussendlich objektiv Polizeiarbeit machte. 

Mitglieder wie Oskar Negt, der später Berater vom Kanzler Schröder war, haben 1972 zur 
Endsolidarisierung von der RAF aufgerufen, was zur Folge hatte, das z. B. Ulrike Meinhof 
durch einen linken Lehrer verraten wurde. Bis dahin war es Konsens in der radikalen Be- 
wegung, dass niemand Genossinnen verrät und sie damit an die Polizei ausliefert. 

Auch Hausbesetzungen werden sehr oberflächlich abgehandelt. Es wird z. B. bei der Räu- 
mung der Ekhofstraße in Hamburg nicht erwähnt, das danach 3 GenossiInnen 12 bis 16 
Monate im Knast waren. 

Die Rolle der BRD als europäische Führungsmacht wird von Rübner auch ignoriert. 


(Redaktion) 


Tod in der Ballnacht: Historischer Schleswig-Hol- 
stein-Krimi 


Zum Inhalt: 

Ein eisiger Winter im Jahre 1933. Hitlers Nationalsozi- 
alisten sind an der Macht. Deutschland wird zu einem 
gefährlichen Pflaster, und Kritiker müssen sich in Acht 
nehmen. Schließlich brennt sogar der Reichstag nieder. 
Einen Brand gibt es auch in der Ortschaft Schenefeld in 
Mittelholstein, er vernichtet den Kuhstall einer Bauern- 
familie. Doch nicht nur von den Flammen wird Familie 
Cornelsen in jener Nacht heimgesucht: Man findet die 
Leiche von Sohn Fritz Cornelsen, erstochen mit einer 
Forke. Eindeutig Mord, doch wer ist der Mörder? Anwalt Johannes Blum steht vor einem 
Rätsel. Die ganze Nachbarschaft amüsiert sich an jenem Abend auf dem Feuerwehrball. 
Alle, bis auf die Familie Schoop, die seit Jahrzehnten mit den Cornelsens aufs Schlimmste 
verfeindet sind. Alle Schoops haben ein Alibi, außer Sohn Hannes, den die Magd der Cor- 
nelsens auf der Flucht vom Tatort gesehen haben will. Doch ist die Aufklärung des Falls 
wirklich so einfach? Anwalt Johannes Blum bemerkt Ungereimtheiten und macht sich auf 
die Suche nach dem fehlenden Puzzleteil. Kann er Hannes Schoop vor der härtesten aller 
Bestrafungen, der Todesstrafe, retten? 

Anmerkungen: 

Leider werden die Veränderungen, die durch die Machtergreifung der NSDAP verursacht 
worden sind, viel zu kurz behandelt. Es werden schon Linke massenhaft eingesperrt und 
die totale Gleichschaltung von Staat und Gesellschaft geht langsam, aber stetig voran. 
Davon ist auch der Anwalt Blum und sein Bekanntenkreis betroffen, die auf den Faschis- 
mus empörend, hilflos ohne ernsthaften Widerstand reagieren. 

Ein großer Teil des Buches beschreibt Blums Hochzeitsvorbereitungen, die mit dem Satz 
enden: „Morgen ist erst einmal der schönste Tag seines Leben“ 

Also eine Flucht ist das persönliche Leben. Das war vor 80 Jahren so. Ist es heute nicht 
ähnlich? Statt Widerstand gegen den expansiven Staat BRD zu leisten, gibt es auch bei 
vielen Linken den Rückzug in das Private. 


(Redaktion) 


18. März 
Linke Politik verteidigen! 


Die Verfahren gegen Smily in Stutt- 
gart, gegen Deniz in Nürnberg, genau- 
so wie die zahlreiche Verfahren gegen 
migrantische Linke mit Hilfe des 8129b 
und das Verfahren gegen über 20 Anti- 
faschistInnen in Dresden mit Hilfe des 
8129 zeigen die Notwendigkeit auf ge- 
meinsam gegen Angriffe auf uns und 
unsere Strukturen vorzugehen, um 


diesen etwas entgegenzustellen. Die- 
se Angriffe sind in der kapitalistischen 
Logik nur logisch und stellen keinen 
Skandal dar — gerade in der Zeit in der 
sich die kapitalistische Krise zuspitzt 
und das Potential an Widerstand be- 
ständig wächst. 


Mit Tagen wie dem 18.03. - dem Tag 
der politischen Gefangenen -, aber 
auch mit Aktionstagen wie am 08.12. 
kann ein Grundstein dafür gelegt wer- 
den auf diese Angriffe aufmerksam zu 
machen und Solidarität zu organisie- 
ren. Jedoch muss für uns klar sein, 
dass nur durch kontinuierliche Arbeit 
wir gemeinsam etwas erreichen kön- 
nen. 


Mit einer Demonstration am Samstag, 
den 23. März 2013 unter dem Mot- 
to „Linke Politik verteidigen! 5 Finger 
sind ne Faust“ in Magdeburg und ei- 
nem Kongress zur Vernetzung von 
verschiedenen Soligruppen möchten 
wir an die gemachten Erfahrungen 
anknüpfen und den Angriffen gegen 
uns ein gemeinsames Vorgehen ent- 
gegensetzen. 


Dabei ist uns auch wichtig, dass dies 
- gerade in der Frage von Solidarität 
- unabhängig von ideologischen Diffe- 
renzen versucht werden muss zu orga- 
nisieren. 


Daher bitten wir euch - die Gefan- 
genen - eure Meinung über die 
Demo, über den Kongress und über 
die Rolle von ideologischen Diffe- 
renzen an das Gefangenen Info zu 


schreiben. 
political-prisoners.net 


annovers wen 
„Wieviel sind hintern Gittern, die wir 
draußen brauchen!“ 
Politische Gefangene - 
Sendung zu Repression und Widerstand 
Freundeskreis Lokal-Radio e.V. 
Zur Bettfederfabrik 3, 30451 Hannover 


Jeden ersten Dienstag im Monat von 18 bis 
19 Uhr. 

Zu empfangen per Livestream über: 
www.radioflora.de 
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